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das Land der Verheißungen und Erfüllungen.

h wählende preußiſche Abgeordnetenhaus
r der Wahlrechteänderung eingehend mit

haben. Die Verfaſſung vom
t“ nicht nur ein Wahlgeſetz, ſie gibt inDe r von ärtitelt auch Vorſchriften für dieſes; ſo ſchrei

ken Ar. 71 und 72 die indirekte und die Einteilung der
Urwähler in drei Klaſſen nach der Steuerleiſtung vor. Daß
dieſe Verfaſſungsartikel aufg werden en, werden
ſelbſt die Freikonſervativen einſehen; höchſtens ein Teil der
Konſervativen dürfte ſich auf ſie berufen, obgleich ſie ſelbſt
lachen würden, wenn ein Schneider einem Jüngling einen

nach dem Maße machen wollte, das er viellei
vorher genommen. Daß überhaupt ein

geht, werden dieſe verbohrteſten Elemente zug müſſen
Igeſetz in der Verfaſſung ausdrücklich „ver

nach Srlaß der proviſoriſchen Verord
16849), al dieſe zu erſetzen, nach

en, in Pr gewählt wird
preußiſchen Verfaſſung e ſieüberhaupt eine n e Bewandtnis;

zahlreich; ſehr ſoerf hat ein feiner a
l über die preußiſche Verfaſſung von 1860 geſpottet:W preußiſche Bureaukratie konnte zu keiner ſchöpferiſchen

Körperſchaft werden, aber ſie führte die Arche der Steinſchen
Reformen durch die

unter wehen dasſelbe aufs

deres Geſ
ein ſolches Geſetz.rt. W „Die Einführung der Zivilehe erfolgt nach Maß

gabe eines r Geſetzes, das auch die Führung der Zivil
k regea a en e o. Märg 1874; es war allerhöchſte

6. Februar 1875 wurde es durch dasdie e h. bie Beurkundung des Perſonenſtandes und

Art. 96 lautete bis zum Jahre 1906: „Ein beſonderes Ge I

werden kann, wird ein beſon

abgelöſt.

regelt das e Unterrichtsweſen“. Nun hatte ſchon im J1849 der Miniſter Ladenbur erkkärt, daß „es Aufgabe der Ver

waltung wird, das Erſcheinen des Unterrichtsgeſetzes, zu
dem Materialien bereits vorhanden ſind, ſobald die
Verfaſſungsurkunde durch die Reviſion feſtgeſtellt ſein wird,

r zu beeilen“. Ein ſolches Unterrichtsgeſetz iſt bis heute
nicht ergangen. Dor berüchtigte Kul iniſter von Mühler be
zeichnete den Srlaß eines ſolchen als „untunlich“; ſein Nach-

und die Mansfelder Rreile.

folger Falk ſtürgte, bevor ſein Entwurf dem Landtage vorge
legt werden konnte. Jn der Thronrede von 1890 verſprach Wil
helm II., daß nunmehr ein Volksſchulgeſetz ergehen ſolle derEntwurf des Kultusminiſters Goßler wurde trotz allen reaktio

nären Entgegenkommens vom Zentrum und den Konſervativen
verworfen erſt ſeinem Nachfolger dem Grafen v. Zedlitz
Trützſchler gelang es, ein Geſetz nach dem Herzen der Reak
tionäre zu entwerfen doch wurde er nebſt ſeinem Entwurf imJahre 1802 durch die Empörung der weiteſten Volkskreiſe fort

gefegt. Erſt im Jahre 1906 wurde ein Stück des verheißenen
gen das ſchlimme Schulunterhaltungsgeſetz
zuſtande gebracht, und um die Teilarbeit zu ermöglichen, der
Art. t; er beginnt jetzt mit den Worten: „DasS und Unterrichtsweſen iſt durch Geſetz zu regeln“. Jn

den Anmerkungen zu ſeiner Ausgabe der Verfaſſung in der
Guttentagſchen Sammlung ſtellt Prof. Arndt feſt, daß bis zum
Frat des verheißenen Unterrichtsgeſetzes die Regierung in

reußen die Vorſchriften über Art und Jnhalt des Unterrichts
allein ergehen laſſen kann!

Wir fahren in unſerer Aufzählung fort:
Art. 81 verheißt: „Die Bedingungen, nach welchen Korpora

tionsrechte erteilt oder verweigert werden, beſtimmt das Geſetz.“
Der Kommentar bemerkt: „Da dieſes Geſetz noch nicht erlaſſen
iſt, gelten die bisherigen Vorſchriften. Jn einigen Fällen ſind
durch die Reichs und Landesgeſetzgebung Korporationsrechte
generell erteilt worden: ſo den Aktiengeſellſchaften uſw.“

Art. 61 lautet: „Die Miniſter können durch den Beſchluß
einer Kammer wegen des Verbrechens der Verfaſſungsver
letzung, der Beſtechung und des Verrates angeklagt werdenDie näheren Beſtimmungen über die Fälle der Verantwortlich

keit über das Verfahren und über die Strafen werden einem
onderen Geſetz vorbehalten.“

Arndt: das in Abſ. 2 vorbehaltene
Geſetz noch ſw kann die in Art. 61 den Kame ä e v bis auf einreh mit ausgeübt
werden.

Wir kommen zum Wahlgeſetz; es heißt im Art. 72. Dasd über die Ausführungen der Wahlen beſtimmt bas Wahl
ger Art. 116 fügt hinzu: „Bis zum Erlaſſe des imrt. 72 vorgeſehenen Wahlgeſetzes bleibt die Verordnung vom

80. Mai 1849 in Kraft. Noch iſt dies Wahlgeſetz nichtergangen; binnen kurzem wird das preußiſche Volk wieder nach

der „proviſoriſchen“ Verordnung von 1849, die durch das Geſetz
von 1606 ja nur ganz unweſentliche Abänderungen erfuhr,
„ſeine“ Vertreter wählen!

Doch weiter, immer weiterl Wir kommen zu
Art. 98. „Die beſonderen Rechtsverhältniſſe der nicht zum

Richterſtande gehörigen Staatsbeamten, einſchließlich der
Staatsanwälte, ſollen durch ein Geſetz geregelt werden

Richtig bemerkt dazu der Kommentar: „Ein allgemeines Be
amtengeſetz fehlt in Preußen“. Das Geſetz betreffend die Dienſt
vergehen der nichtrichterlichen Beamten (Disziplinargeſetz)
kann nicht gemeint ſein; beſtimmte doch Art. 117: „Auf die An
ſprüche der vor Verkündigung der Verfaſſungsurkunde etats-
mäßig angeſtellten Staatsbeamten ſoll im Staatsdienergeſetz
beſondere Rückſicht genommen werden“. Dieſes Geſetz iſt eben
nicht ergangen; die alten Herren, auf die „beſondere Rückſicht
genommen werden ſollte, ſind wohl alle bereits im Jenſeits!

i
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Art. 106 enthielt neben dem Verſprechen, daß „die Vertretung
und Verwaltung der Gemeinden, Kreiſe und Provinzen des
preußiſchen Staates durch beſondere Geſetze beſtimmt werden
ſollte, die Zuſage, daß dieſe Beſtimmung unter Feſthaltung
einer Reihe aufgeführter Grundſätze erfolgen ſollte.

Schon im Jahre 1858 beeilte man ſich, die aufgeſtellten
Grundſätze aus der Verfaſſung zu ſtreichen aber erſt faſt ein
Vierteljahrhundert nach dem Verſprechen der Verfaſſung er-
ging als erſtes Verwaltungsgeſetz im Sinne des Artikel 105
die Kreisordnung.

Haben wir ſo bei acht Artikeln der Verfaſſung Verheißungen
gefunden, von denen bisher nur zwei und zwar ſehr ſpät erfüllt
wurden, während ſechs, darunter die ſo außerordentlich wich-
tigen der Unterrichts- Geſetzgebung und des Wahlgeſetzes noch
nach mehr als einem halben Jahrhundert ganz oder zum Teil
der Erfüllung harren, ſo iſt es nicht minder intereſſant zu ſehen,
welche Eile man hatte, eine ganze Reihe von Beſtimmungen der
Verfaſſung ſchleunigſt wieder zu beſeitigen. Wenn man be-
denkt, daß es ſich nicht einmal mehr um die eigentliche
oktroyierte Verfaſſung vom Dezember 1848 handelte, ſondern
um die ſelbſt im Vergleich mit jener ſtark rückwärts revidierte
vom 31. Januar 1850, ſo leuchtet die Unverſchämtheit der Reagk
tion um ſo klarer hervor.

Jn Art. 4 der Verfaſſung hieß es und heißt es wunderbarer
weiſe noch heute: „Standesvorrechte finden nicht ſtatt“ aber
ſchon am 10. Juni 1854 erging die ſogenannte „Deklaration“,
die die Wiederherſtellung der wichtigſten Standesvorrechte
durch königliche Verordnung ermöglichte. Mit den Betei
wurden in den folgenden Jahren ſogenannte Regzeſſe abge
ſchloſſen, bis endlich durch die Geſetze vom W. Oktober 1878 die
Sache zum Abſchluß kam. Arndt, ein höchſt reaktionärer
rechtslehrer, bemerkt: „Die Rezeſſe und die Geſ. vom 28.
ber 1878 ſtellen die Rechte im allgemeinen in dem Umfange

wieder her, welche der vom 30. Mai 1820 ent
Art. 40 unterſagte die Errichtung von Lehen und die

von FamilienFideikommiſſen. „Die beſtehenden Lehen
Familienfideikommiſſe ſollen durch geſetzlich Anordzung in
freies Eigentum umgeſtaltet werden. Das paßte den hahenHerren ganz und gar nicht; bereits durch Geſet vom 6.

1852 wurde der Art. 40 auf die Lehen beſchränkt. 7
wirtſchaft mit den Fideikommiſſen dauerte nicht nur ung
fort ſondern greift noch heute mächtig weiter um ſich.

Art. 42 hob unter Nr. 1 auch die gutsherrliche Polig
obrigkeitliche Gewalt auf. Die Gemeindeordnung vom 11.
1850 wollte dieſe Beſtimmung zur Wirklichkeit werden lafſen,
aber bereits am 19. Juni 1852 wurde dieſe Landgemeindeord
nung „durch allerhöchſten Grlaß ſiſttert“ und durch die Geſehe
vom 14. April 1856 der alte Zuſtand wieder hergeſtellt!
1872 wurden die Verhältniſſe durch die Kreisordnung von 1
geregelt; aber noch heute iſt der Gutsbeſitzer auch Gutsvorſteher mit den Rechten des Gemeindevorſtehers und, wenn ſein

Gutsbezirk einen r gen rk auch Amts
vorſteher, ohne da in dieſer oder jener enſchaft eine
Gemeindevertretung oder ein Amtsausſchuß zur Seite ſteht.

Art. 65 hatte für die erſte Kammer er den geborenenMitgliedern und einer kleinen Anzahl vom Sig zu ernennen
der 120 aus Wahlen freilich a einem außerordentlich be

78] Die Mutter. Mechdr. verb.
Reman von Naxim Gorki. Deutſch von Adolf Heß.

doch Paul frei käme und Andre ſagte die
Er z an und ſenkte den Kopf.

d 4 Nilowna es wird Ihnen ſchwer werden,ren, aber h will Jhnen dennoch ſagen

a. v r r W2 er e daſteS nicht. u t auch nicht nötig
Er wird aus Sibitien entfli

Die Mutter und erwiderte leiſe:
Run e am beſtenHNüelai ſprang ſchn c plöhlich, wieder von

Freude ergriffen„Jch h Jhnen, de ich e heute n Minu
ten durchlebt vent die e n meinem L
h ante Jhnen und kommen Ste woüen uns

n 7
e munarmten ſich und blickten ſich ſchweigend in die

u acht wut e die de wie ſeinen Hals umſchlangen

t ne Sia in der nächſten Minute, indem er
5 ber die Brille hinweg anblickte. enn doch Jhr Bauer
ich mit ſeinem Kommen (beeilen r Sehen Sie,in m e r u l gghlatt anf z L 3
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Darüber Sie ſich keine gerEr g Schreiben hin. Sie räumte den Tiſchauf, blickte ihn o W wie die Feder in ſeiner Hand
itterte, während ſich das r mit ſchwarzen z
edeckte. Bisweilen gitterte die Haut an ſeinem Halſewarf den z zurück, bedecte die Augen, und Kinn

zitterte. ſie in Erre eiſe. „Hab kein Erbar-
e te aufftehend. verſteckenet e der de Tenſen Sie,

an die armen kommen, wird man Sie ebenfalls ur

„Die Hundel“ antwortete ſie ig.
Libends kam Doktor Jwan Danllowitſch.
„Warum iſt denn die Behörde Pryh unruhig t

er, im Zimmer hin und her laufe ieben Hahaben heut' nacht ſtattgefunden. Wo iſt denn der ranke,

Der iſt on geſtern fortgegangen!“ erwiderte Rikolai.Sie ſt g, er Ebnnabend, hat er Verſammlung
r ann er nicht auslaſſen
ma „Nun, das aber dumm, t gerſchlagenem Kopf in deri

ammlung ten„Jch habt m das auch geſagt, aber ohne Erfolg
acht ihm een en, vor Rinen Genoſſen zu Stahlen

vemerkte die Mutter. bitte, ſeht Jch habe ſchon mein
Blut vergoſſen!“

Der Doktor ſah ſie an, machte ein r We Geſicht und
ſagte, r ne zuſammenpreſſend:

nd Sie aber nMein han, Du haſt hier nicht zu iun, und wir erwar-

ten Gäſte Geh' h Rilowna, geben Sie ihm das
Flugblatt

r übergeben Iſt das alles r
a, Am Tor ſheest ein Spion.“S e r en in u

ihr, Freunde, die gete au rchhof wer ſhlet

eine feine Darüber redet die Stadt
e die Leute auf, veranlaßt ſie nachzude c e

rift darüber i tenans n i net c deſſer
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wünſche ich Dir dort gute Erho ung
„Danke, ich bin nicht müde.Die Mutter hatte ihre Unte angehört, und die

Sorge für den Arbeiter war ihr angenehm.

s der Doktor en o ſid, J Erwartung der nächtlichen G te ihrlange von ſeinen Getüne i e chie
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u mel derMenſchen d und



um ihre ſauerverdienten Pfennige geprellt werden.

ſchränkten Wahlrecht hervorgehender angeordnet. Bereits am
7. Mai 18688 erging das Geſetz, wodurch das Herrenhaus in
ſeiner jetzigen Geſtalt geſchaffen wurde den Namen erhielt
es 1855 von den gewählten Mitgliedern war nicht mehr
die Rede.
Art. 94 beſtimmt, daß für alle Preßvergehen, ſo weit ſie das
Geſetz nicht ausdrücklich ausnimmt, Geſchworenengerichte zu
ſtändig ſein ſollten. Durch Geſetz vom 21. Mai 1852 wurden
ſämtliche Preßvergehen den Strafgerichten ohne Geſchworene
zugewieſen. Und als 1877 die vielgerühmte einheitliche deutſche
Gerichtsverfaſſung eingeführt wurde, da ließ man zwar den
andern Staaten die Schwurgerichte für Preßvergehen; aber im
Intereſſe des rückſtändigen Preußen wurde die Einheit durch
Prochen und die landesgeſetzlichen Beſtimmungen auf dieſem
Gebiet aufrechterhalten.

Art. 95 der Verfaſſung von 1850 ließ die Möglichkeit zu, für
politiſche Verbrechen ein beſonderes Schwurgericht auf
dem Wege der Geſetzgebung zu ſchaffen; bis dahin ſollten
ſelbſtverſtändlich alle politiſchen Verbrechen, wie die Verbre-
chen überhaupt, von den ordentlichen Schwurgerichten abge-
urteilt werden. Das Verfaſſungsänderungsgeſetz vom 21. Mai
4852 hob den Artikel 95 auf und wiederholte deſſen Beſtim
mungen in ſeinem Artikel 8 mit der Abänderung, daß der in
Rede ſtehende Gerichtshof kein Schwurgerichtshof ſein ſolle.
Darauf wurde durch Geſetz vom 25. April 1853 das Kammer
gericht zu Berlin zum Staatsgerichtshof für die Unterſuchung
und Entſcheidung aller Staatsverbrechen beſtellt eine Ein-
richtung, ſo ſagt das lebenslängliche Mitglied des preußiſchen
Herrenhauſes und Kronſyndikus Profeſſor von SchulzeGäver
nitz (jetzt verſtorben), „eine Einrichtung, welche in der Zeit
einer charakterloſen Reaktion zwar verfaſſungsmäßig zuſtande
gekommen, dennoch mit dem Geiſte der konſtitutionellen Staats
ordnung in ſchroffſtem Widerſpruch ſtand. Das Geſetz von
1858 wurde noch 1867 auf die neuen Provinzen übertragen;
erſt das deutſche Gerichtsverfaſſungsgeſetz von 1877 machte von
Reichswegen dieſem „mit dem Geiſte der konſtitutionellen

Staatsordnung in ſchroffſtem Widerſpruch ſtehenden Zuſtand“
in Preußen ein Ende.
So ſieht es in Preußen aus mit den Verheißungen, ſo mit

den Erfüllungen!

Cagesgeſchichte.

Halle a. S., 5. Mai 1908
Der Reichstag

hielt am Montag wieder eine jener erſchöpfenden Dauer-
ſitzungen ab, die in der Blockära Mode geworden ſind. Zuerſt
wurde die erſte Leſung der Oſtmarkenzulagen vorgenommen.
Die Annahme war von vornherein ſicher und es war reichlich
nötig, daß Herr Pachnicke den freiſinnigen Umfall in ſchön
redneriſche Phraſen einwickelte. Jn ſcharf zugeſpitzter Rede
nagelte Genoſſe Ledebour feſt, daß mit dieſem Beſchluß
der Reichstag einen weiteren Schritt auf dem Wege des Haka-
tismus tut. Es folgte die zweite Leſung der Maß und Ge
wichtsordnung. Die Vorlage bringt einige Verbeſſerungen.
Von dem, was in ihr ſteht, läßt ſich beſſeres ſagen als von dem,
was nicht in ihr ſteht. Es fehlen namentlich Beſtimmungen,
welche den ſcheußlichen Schwindel in den Bergwerken einen
Riegel vorſchieben, durch den die Sklaven des Grubenkapitals

Genoſſe
Sachſe wies nach, wie notwendig die Einfügung ſolcher Be
ſtimmungen ſei. Die bürgerliche Mehrheit aber warf alle Ver
beſſerungsanträge unter den Tiſch, darunter auch einen vom
Genoſſen Stolle begründeten Antrag zugunſten der kommu-

nalen- Eichungsämter. Dann folgten die Teuerungszu-
lIagen. Die Reichstagsmehrheit ſpringt über den Stock, den
die Regierung ihr vorhält, und verzichtet auf Verbeſſerungen an
dem dürftigen Machwerk, Erzberger fand ein paar ſcharfe
Worte, wie ſie das Zentrum leider nicht fand, als es noch
regierende Partei war. Die anderen Redner und insbeſondere
Oberlehrer Eickhoff, der Freiſinnsheld, heulten zwar bitter-
lich, ſprangen aber doch mit mehr Eifer als Grazie über den
Stock, den ihnen faſt noch mit höhniſchen Worten der neuge-
backene Staatsſekretär Sydow vorhielt. Auf der Tagesord-
nung der nächſten Sitzung ſteht ein nummerreiches Ragout, in
welchem die Dampferſubvention, die Kolonialbahnen und die
Korruptionszulage als beſondere Schauſtücke prangen.

Freiſinnige Parteiwirren.
Von dem Austritt der drei „Demagogen“ Barth, Breitſcheid

und Gerlach hatte die freiſinnige Fraktionsgemeinſchaft das
Ende ihrer Verlegenheiten erhofft. Die Parteitage der frei-
ſinnigen Vereinigung für Rheinland- Weſtfalen und der deut-
ſchen Volkspartei für Bahyern, die am letzten Sonntag in Eſſen
und in Nürnberg tagten, haben gezeigt, daß die Oppoſition im
freiſinnigen Lager keineswegs erloſchen iſt. Ja, es ſcheint faſt,
als ob der Austritt Barths und ſeiner nächſten Freunde auf
manche freiſinnige Elemente als ein aufrüttelndes Ereignis
gewirkt hätte. Dieſe glauben nicht oder zur Zeit noch nicht an
die Möglichkeit einer neuen Parteileitung, ſie wollen aber die
Politik, die Barth innerhalb der freiſinnigen Parteigemein-
ſchaft getrieben hat, auch nach ſeinem Austritt weiter fort
ſetzen. So kann man das in der Geſchichte ſämtlicher Parteien
wohl kaum noch erlebte Schauſpiel genießen, daß ordnungs-
gemäß einberufene Vertretertage einer Parteiorganiſation ihrer
vffiziellen Parteiführung glänzende Mißtrauensvoten ausſtellen
und ſich zur Huldigung für Perſonen vereinen, die der Partei
eben erſt voll Ekel und Ueberdruß den Rücken gekehrt haben.

Mag auch die Zahl dieſer anſtändigen Elemente noch ſo gering
ſein, ſo iſt doch ihre bloße Anweſenheit innerhalb eines Partei-
körpers ein Symptom der Zerſetzung, die ihn ergriffen hat.
Kann man Parteiorganiſationen mit Staatsgebilden verglei-
150„”chcoòq

roße g. die da auferſteht, ruft alle gleichmäßig freund-I zu ſich, verſpricht allen gleichmäßig Befreiung von Gier,
Bosheit und Lüge, den drei Ungeheuern, die durch ihre zyniſche,
grauſame Kraft die ganze Welt geknechtet und eingeſchüchtert
haben Dieſes Bild rief in ihrer Seele ein Gefühl hervor,
ähnlich dem, mit welchem ſie einſt vor dem Heiligenbilde ſtand,
als ſie jenen Tag, der ihr leichter als die anderen ihres Lebens
erſchien, mit einem freudigen und dankbaren Gebet abſchloß.
Jetzt hatte ſie dieſe Tage vergeſſen, aber das durch ſie hervor-
gerufene Gefühl nahm an Umfang zu, wurde heller und freu-
diger, dran a in ihr Herz hinein und entbrannte in immer
helleren, fröhlichem Flammen.

„Die Gendarmen kommen aber nicht!“ unterbrach Nikolai
plötzlich ſeine Erzählung.

Die Mutter ſah ihn an und erwiderte nach kurzem Schweigen
ärgerlich:

„Ach, mögen ſie ſich zum Teufel ſcheren!“Gchgie Aber es iſt Zeit, daß

Sie ſind erſtaunlich v
das gegeben und
Haar wird ſchnell grau

8.Wie drückten ſich die Hand und trennten ſich.

(Fortſetzung folgt.

ie ſchlafen gehen, Nilowna.
Wieviel Erregung und Unruhe hat

ie machen alles ſo leicht abl Nur das
un gehen Sie, ruhen Sie ſich

nete

chen, ſo fällt dem Freiſinn entſ die Rolle der Türkei zu.
Auch er ſteht fortgeſetzt im Zeichen der „Bandenkämpfe“. Auch
er iſt ein „kranker Mann“; auch ihm ſteht das Schickſal der
Aufteilung unter den „Großmächten“ bevor. Auch der „Paſcha“
und das chiſch ſind in ſeinem Reiche keine unbekannten Er
n Bloß dem Scheine nach eine ſelbſtändige Macht,

er längſt ſeine konſervativen und nationalliberalen Gou
verneure.

2 e
Im Berl. Tagebl. unterſucht der Marburger Staats
rechtslehrer Profeſſor Schücking, der durch ſeine mann
hafte Broſchüre zur Polenfrage bekannt geworden iſt, die
Gründe, die es ſo überaus ſchwer machen, in Preußen Deutſch
land bürgerlich- demokratiſche Politik zu treiben. Dabei legt er
folgendes, wohl durch eigene Erfahrung beeinflußtes Bekennt-
nis ab:

Wer in einem höheren Berufe eine demokratiſche Politik
vertritt, den ſucht mancher aus ſeiner geſellſchaftlichen Sphäre
herauszudrängen, den grüßt mancher kaum noch auf der
Straße. Hat der Betreffende aber dazu noch den Vorzug,
als Beamter an der preußiſchen Staatskrippe feſtgebunden
zu ſein, ſo kann ihn eine vorgeſetzte Behörde durch Benachz
teiligungen in ſeinem Berufe ſtrafen, gegen die er machtlos
iſt. Und dann leſen ſolche Märtyrer in der Zeitung, wie
auf intimen Diners beim Reichskanzler die Parteivertretung
den Abſchluß von Kompromiſſen gefeiert, in denen die Grund
ſätze preisgegeben wurden, für die ſie ſelber ſo gelitten. Bei
ſolcher Sachlage iſt es an ſich wohl zu verſtehen, daß die Un
zufriedenheit mit der Fraktionsgemeinſchaft wächſt.

Hier wird beſtätigt, was ſchon lange genug bekannt iſt, daß
nämlich die Regierung den Freiſinnigen eine differenzierte
Behandlung angedeihen läßt, je nachdem ſie ſich zur Regierung
freundlich oder unfreundlich ſtellen. Freiſinnige, die gemein-
ſam mit den Konſervativen die Regierung ſtützen, bekommen
Orden und Titel, ihre Parteigenoſſen aber, die mit der Sozial
demokratie zuſammen der Regierung Oppoſition machen wollen,
werden aufs Pflaſter geworfen, wie der Poſtarzt Dr. Schellen
berg in Wiesbaden, oder nach allen Regeln preußiſcher Bureau-
kratenkunſt ſchikaniert, wie der Profeſſor Schücking in Mar
burg. Es gibt nicht wenige freiheitlich geſinnte Beamte. die
bei den kommenden preußiſchen Landtagswahlen ſehr gerne
für die Sozialdemokratie ſtimmen würden, weil ſie, ohne ſelbſt
Sozialdemokraten zu ſein, doch unter den gegebenen Umſtänden
in der ſozialdemokratiſchen Partei die einzige ehrliche Ver
treterin demokratiſcher Forderungen erblicken müſſen, alle dieſe
Leute ſtimmen in der Ueberzeugung überein, daß die Abgabe
ihrer Stimme für einen Sozialdemokraten, ſei es auch nur in
der Stichwahl, die Vernichtung ihrer Exiſtenz bedeuten würde.
Dieſer Zuſtand der Wahlunfreiheit und Geſinnungsknechtſchaft,
der von niemandem ſchwerer empfunden wird als von einem
Teil ihrer eigenen Parteimitglieder, wird von der freiſinnigen
Regierungspartei nicht bekämpft ſondern verteidigt und geſtützt.

Warum wählen die Arbeiter ſozialdemokratiſch?
Auf dieſe Frage haben dieſer Tage zwei entſchiedene Gegner

der Sozialdemokratie Antworten gegeben, mit denen man recht
zufrieden ſein darf. Jn der Poſt ſchreibt der Leiter eines der
größten Jnduſtriebetriebe Deutſchlands:

Was das Verhältnis zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitneh
mern anbetrifft, ſo hat die Sozialpolitik keinen einzigen So-
zialdemokraten bekehrt, wohl aber hat ſie die Unzufriedenheit
der Arbeiter geſteigert und Hoffnungen, Wünſche und An
ſprüche 7 die man früher gar nicht kannte.

Wenn der Arbeiter ſieht, däß das ewige Schreien nach wei-
teren Zugeſtändniſſen, durch die Sozialdemokratie unterſtützt,
dazu führt, ihm Geſchenke in den Schoß zu werfen, ſo kann
man es ihm nicht übel nehmen, wenn er ſozialdemokratiſch
wählt.

Hier wird entgegen den Wahllügen, die allemal zu Wahlzeiten
auftauchen, offen zugegeben, daß die Sozialdemokratie der trei-
bende Faktor der Sozialpolitik iſt, und daß ihre Politik dazu
führt, dem Arbeiter „Geſchenke“, d. h. ſozialpolitiſche Zuge
ſtändniſſe „in den Schoß zu werfen“. Die Sojzialpolitik wird
geradezu als ſozialdemokratiſche bekämpft.

Eine ähnliche unbeabſichtigte Anerkennung hat der national
liberale Reichstagsabgeordnete Dr. Weber der Sozialdemokra-
tie erteilt in einem Vortrag in Berlin, über den die Nat
Zt g. berichtet:

Bei der Beſprechung der bisherigen Blockarbeit hatte ſich
Dr. Weber auch mit den Parteien der Minorität beſchäftigt,
vornehmlich mit der Sozialdemokratie, deren „öde negierende
Politik gegen alles, was nicht im „Sinn und Jntereſſe der
Arbeiterklaſſe iſt“, er energiſch verurteilt.

Was Herr Dr. Weber, als Mitglied der nationalliberalen
Scharfmacherpartei „energiſch verurteilt“, wird von den Arbei-
tern ebenſo energiſch gebilligt werden. Herr Dr. Weber hat
nur hinzuzufügen vergeſſen, daß die Arbeiterklaſſe im Sinne
der Sozialdemokratie die weitaus überwiegende Mehrheit des
ganzen Volkes umfaßt. Jmmerhin iſt er der Wahrheit ziem-
lich nahe gekommen. Die Sozialdemokratie „negiert“, d. h.
verwirft rückſichtslos alles, was den Jntereſſen der Arbeiter-
klaſſe der großen Mehrheit des Volkes widerſpricht.

Wilhelm II. und Eulenburg.
Die Berl. Zeitung a. M. will aus ganz zuverläſſiger

Quelle erfahren haben, der Kaiſer habe ſich ſeiner Umgebung
gegenüber in ſehr deutlichen Ausdrücken dahin ausgeſprochen,
daß die Juſtiz dem Fürſten Eulenburg gegenüber keinerlei
Rückſicht nehmen dürfe. Aus den Aeußerungen des Kaiſers
ſoll auch hervorgegangen ſein, daß er den Fürſten Eulenburg
als des Verbrechens des Meineids ſchon überführt anſieht. Sie
glaubt auch zu wiſſen, daß von Korfu aus die Weiſung er-
gangen ſei, den Fürſten Eulenburg nicht anders zu behandeln
wie einen anderen Sterblichen.

Hierzu iſt zu bemerken, daß der Kaiſer geſetzlich keine An
weiſungen über die Behandlung des Falles Eulenburg erlaſſen
kann, und daß das entſcheidende Urteil einzig und allein den
ordentlichen Gerichten zuſteht.

Ein neuer Pöplau-Prozeß. Vör der 7. Strafkammer des
Landgerichts Berlin I hat ſich geſtern der frühere Geheim-
ſekretär des Auswärtigen Amtes Oskar Pöplau wegen ver-
ſuchter Nötigung begangen gegen den Staatsſekretär des Aus-
wärtigen Amtes von Schön zu verantworten gehabt. Auf An
trag des Staatsanwalts hatte der Gerichtshof im „Jntereſſe
der Staatsſicherheit“ beſchloſſen, die Oeffentlichkeit während der
ganzen Dauer der Verhandlung auszuſchließen. Pöplau wurde
gemäß dem Antrage des Staatsanwalts zu einem Monat Ge
fängnis verurteilt.
Ein Soldatenſelbſtmord, deſſen Motive noch nicht völlig auf
geklärt ſind, hat ſich in der Nacht vom Sonnabend zum Sonn
tag vor dem Strafgefängnis in Plötzenſee abgeſpielt. Der dort
zur Wache kommandierte Gefreite Albert Becker hat ſich dort
mit ſeinem Dienſtgewehr erſchoſſen, nachdem er vorher auf
den Unteroffizier, der die Ronde machte, einen Schuß abgegeben
hatte, der nur den Aermel des Getroffenen durchlöcherte. Der
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eite Albert Becker iſt in Naumburg a. S. geboren, wo ſeine

voch lebt. und hatte das Gymna-
ſium beſucht. Die Ereigniſſe der Sonnabendnacht, die einen ſo
iragiſchen Abſchluß fanden, ſind noch nicht völlig aufgeklärt.
Die Freunde des jugendlichen Se ſind aber, wie die
Berl. Volksztg. mitzuteilen weiß. der Meinung, daß Vedker
das Opfer der andauernden Drangſalierungen ſeines Unter-

„offigziers geworden iſt. Er hatte ſchon wiederholt geäußert, daß
er die Behandlung, die ihm von ſeinem Unteroffizier zuteil
werde, nicht länger ertragen könne. Es beſteht nun die Ver-
mutung, daß es vor dem Strafgefängnis Plötzenſee; wo Becker
auf. Poſten ſtand, zu einem Streit zwiſchen dem Unteroffizier
und dem Gefreiten gekommen iſt, bei dem ſich Becker verleiten
ließ, auf ſeinen Vorgeſetzten zu ſchießen.

Ausland.
England. Nachwahlen. Schon ſind wieder einige Er-

gänzungswahlen im Gange, deren Reſultat mit großer Span
nung entgegengeſehen wird. Man fragt ſich ob die Liberalen
wohl weitere Niederlagen erleben werden. Churchill der ſoeben
in Mancheſter eine ſchwere Niederlage erlitten hat, iſt bereits
wieder in den Wahlkampf eingetreten, um ſich einen für eng-
liſche Miniſter ſo unentbehrlichen Sitz im Parlament zu er-
obern. Durch den Rikkktritt des Liberalen Robertſon war der
ſchottiſche. Wahlkreis Dundee frei geworden, um den ſich jetzt
Churchill bewirbt. Jn ſeinem Wahlaufruf bekennt ſich der
junge Handelsminiſter zu ſeinem früheren Programm, er tritt
für Freihandel, das Schankgeſetz, die Schulreform uſw. ein.
Seine Gegner ſind hier der Konſervative, GeorgeBaxter, und
der Vertreter der Arbeiterpartei, Stuart. Der letztere hat
ebenfalls ſein Manifeſt erlaſſen. Natürlich bekämpft auch er
das SchutzzollSyſtem, aber der Freihandel allein genügt nicht,
den Fortſchritt der Nation zu gewährleiſten. Er fordert die
Durchführung ſozialer Reformen, vor allem ſei die Arbeits
loſenfürſorge geeignet den ſchlimmſten ſozialen Uebeln zu be
gegnen. Dem Labour-Leader zufolge hat Stuart gute Aus-
ſichten. Tauſende von Arbeiterſtimmen ſeien dem bisherigen
liberalen Vertreter Robertſon zugefloſſen, einmal aus alter
Gewohnheit, dann aber auch weil ſie glaubten, in ihm einen
aufrechten Radikalen zu wählen, der die Lords energiſch be
kämpft. Sicher iſt, daß innerhalb der engliſchen Arbeiter-
ſchaft das Klaſſenbewußtſein immer ſtärker wird, daß ſie ſich
immer mehr von den Liberalen abwenden. Es iſt alſo nicht
ausgeſchloſſen, daß Churchill auch hier wiederum eine Ent-
täuſchung erlebt.

Eine weitere Wahl iſt in Wolverhampton, wo ſich nur ein
Liberaler und Tory gegenüberſtehen, dagegen iſt in Monteroſe

Burghs, wo auch eine Ergänzungswahl ſtattzufinden hat, zum
erſtenmal ein Kandidat der Arbeiterpartei, Joſeph Burgehs,
aufgeſtellt. Burgehs iſt Mitglied der Unabhängigen Arbeiter
partei, Keir-Hardie, Macdonald, und andre werden ihn im
Wahlkampf unterſtützen. So iſt jetzt noch ſelten eine Wahl zu
verzeichnen, wo nicht die Arbeiter mit ſelbſtändigen Kandidaten
auftreten. Das muß natürlich in erſter Linie zur Schwächung
der liberalen Partei beitragen, der früher der größte Teil der
Arbeiterſchaft Heeresfolge leiſtete.

Aſien. Zu einem regelrechten Krieg zwiſchen
England und Afghaniſtan ſcheinen ſich die Unruhen
an der Nordweſtgrenze Britſch-Jndiens zu entwickeln. Aus
Simla wird gemeldet: Eine afghaniſche Bande, beſtehend aus
15 bis 20 000 Mann, welche Freitag nacht die Grenze verlaſſen
hatte, verſuchte am Sonnabend ein Blockhaus und eine Kara-
wanenſtation. am Michusfluſſe zu überrumpeln. Der Angriff
währte die ganze Nacht bis zum Morgen. Die Afghanen wur-
den mit Verluſten zurückgeſchlagen. General Wilcox iſt mit
der Brigade Ramſay, acht Geſchützen und einer Schwadron
Kavallerie in Langikotag eingetroffen. General Barrett wird
in Alimaskid mit einer anderen Brigade erwartet.

Zur Revolution in Rußland.
Wie die ruſſiſchen Anarchiſten die Arbeiterbewegung „leiten“.

Das vom Allgemeinen jüdiſchen Arbeiterbund herausgegebene
Gewerkſchaftsleben bringt einen intereſſanten Artikel
über die Ergebniſſe der anarchiſtiſchen Propaganda der Tat“
im Stammſitze der Anarchiſten Bjaloſtok, im Gouvernement
Grodno. Noch vor etwa drei Jahren lag die Leitung des öko-
nomiſchen Kampfes der Arbeiter in Bjaloſtok voll und ganz in
den Händen der Sozialdemokratie. Seitdem haben ſich die
Anarchiſten redlich bemüht, die Arbeiterbewegung in dieſer
Stadt zu desorganiſieren und die Unſinnigkeit und Verderb-
lichkeit ihrer „Kampfesmethoden“ vor aller Welt zu demon-
ſtrieren.

Die Hauptenergie der Anarchiſten war nicht darauf gerichtet,
für ihre Jdeen Propaganda zu machen, ſondern die einge-
wurzelten Jdeen der Arbeiterſchaft zu vernichten. Galt bis
dahin bei den Arbeitern der Diebſtahl als Schmach, ſo be
mühten ſich die Anarchiſten, dieſes „Vorurteil“ zu vernichten
und den Diebſtahl als „Kampfesmittel“ der Arbeiter anzu
preiſen. Der Diebſtahl auf den Fabriken wurde infolgedeſſen
zu einer täglichen Erſcheinung. Bald darauf brach die Aera
der „Expropriationen“, dieſer eigenartigen Propaganda der
Tat“ an. Jn dieſe Periode fällt die Entſtehung der anarchi-
ſtiſchen „Gruppe“ und die erſten Verſuche derſelben, auf die
Arbeiterbewegung organiſatoriſch einzuwirken. „Jm anarchi-
ſtiſchen Lager“, ſo heißt es in dem eingangs zitierten Artikel,
„wurde die Parole ausgegeben: „Acht Stunden Arbeit!“ Es
klirrten die Fenſterſcheiben, es hagelte Hiebe, es krachten die
Schüſſe und als Reſultat ſchien es, als ob der Achtſtundentag
tatſächlich hier und da eingeführt worden war. Jn Wirklichkeit
jedoch führte dieſe eigenartige Agitation zu dem Ergebnis,
daß die kleinen Unternehmer ſich gezwungen ſahen, ihre Be-
triebe zu ſchließen und die Stadt zu verlaſſen, und die großen
Fabriken den Neunſtundentag beibehielten.

Die „energiſchen“ Maßregeln, die die Anarchiſten bei jedem
Lohnkampfe anwendeten, ſicherten ihnen eine Zeitlang eine
große Popularität bei der Arbeiterſchaft. Als ſie aber im ver
floſſenen Sommer den Textilarbeiterſtreik durch Bomben liqui
dieren wollten, ſchloſſen auch die Groß induſtriellen ihre Be
triebe und verließen die Stadt. Tauſende von Arbeitern waren
dem Hunger preisgegeben und mußten ſich den ärgſten Er-
niedrigungen unterwerfen, um die Textilmagnaten zur Wieder-
eröffnung ihrer Betriebe zu bewegen. Die Wut der Arbeiter
ſchaft richtete ſich naturgemäß gegen ihre „Führer“, die An
archiſten, und ſeitdem war es mit ihrem bisherigen Anſehen zu
Ende. Außer einer furchtbaren Demoraliſation der Arbeiter
ſchaft hinterließen ſie in den Reihen derſelben ein tiefes Miß-
trauen gegen jegliche Partei oder Organiſation. Die Ver
folgungen der Regierung taten ein übriges, um die hierdurch
hervorgerufene Paſſivität der Arbeiterſchaft noch mehr zu ver
ſtärken. Die geiſtigen Urheber des Emporblühens der anarchi-
ſtiſchen Taktik, gaben ſich die zariſchen Henkerknechte die größte
Mühe, dieſe Taktik zu verewigen, indem ſie jede Selbſttätigkeit
e jeden organiſierten offenen Kampf unmöglich
machten.



Friſtwahlen.
v das Geſetz von 1006 iſt für die Städte mit mehr als

vo o000 Einwohnern bekanntlich die Fri l. eingeführt wor
d. h. es wird wie bei L den ehren

net deren die Wähler zurStimmabgabe gehen können, während ſich bei der Terminwahl
zu einem beſtimmten Termin im Wahllokale

etnfinden müſſen. Gleichzeitig beſtimmt das Geſetz, daß auch
in Gemeinden mit geringerer Einwohnerzahl vom Miniſter die
Ferm der Friſtwahl angeordnet werden kann, wenn der Ge
m d einen dahingehenden Antrag ſtellt. Selbſt

lich liegt die Anberaumung der Friſtwahl im Jnter
der werktätigen Bevölkerung, der in vielen Fällen erſt da

d die Möglichkeit gegeben wird, an der Wahl teilzunehmen.
In ber im Auftrag des eivorſtandes herausgegebenen Bro
ſchüre „Die preußiſchen Landtagswahlen“ iſt auf Seite 47
unter 2 ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die ſozialdemo
kratiſchen Gemeindevertreter den Gemeindevorſtand ihres

dem Antrag auf Anberaumung der Friſtwahl antrei
ben müßten auch zur Begründung des Antrages iſt dort Ma
terial gegeben. Bisher haben wir nur aus Hanau gehört, daßder WMagſſtrat einen dahingehenden Antrag bei dem zuſtändigen

Miniſterium geſtellt hat.
Auch Marburg und aus einer märkiſchen Stadt wird be
richtet, daß der Magiſtrat das Erſuchen des liberalen Volks
vereins, beim Miniſter die Anordnung der Friſtwahl zu bean

ohne Begründung abgelehnt hat. Auch derartige Feſttn wertvoll; beweiſen ſie doch, daß nicht nur die
erung ſondern auch die ſtädtiſchen „Regierungen“

kein Intereſſe daran haben, daß die großen Maſſen zur Wahl
igchen Können

Konſervativ, klerikales Bündnis.
Während die Freiſinnigen alle liberalen Grundſätze verraten

a R P um nur ja den Block am Leben zu erhalten,
ern r Konſervativen recht wenig um die Blodtreue.

hat die klipp und klar erklärt, daß bei den
einen

agswahlen Konſervative nie für einen Freiſinnigen gegen
msmann eintreten würden: handle es ſich um

einen „demokratiſchen“ Zentrumsmann, ſo würde man Wahl
enthaltung üben; ſtände aber ein „konſervativer“ Zentrums

n einem Freiſinnigen gegenüber, ſo werde man unbedingt
den Zentrumsmann eintreten. Sollte ſchon dieſe Haltung

ber Konſervativen den Arbeitern zu denken geben, die heute
dem Zentrum folgen und deſſen freilich recht laues Ein

treten für Einführung des Reichstagswahlrechts bei den Land

aufſtellen e. Nach der Statiſtik kämen hierbei in Betracht
&t Wahlkreiſe Oppeln 1, Breslau 4,tadtkreis Preslau und Breslau 6, StriegauSchweidnitz, wo

die Koalition der Konſervativen mit dem Zentrum gegen
richtete; ferner Koblenz 2, AltenkirchenNeuwied,

Bündnis ſogar gegen Nationalliberale und Freikon
e geſchloſſen wurde. Jn der Stadt Breslau ſind die

hanblungen bereits zum Abſchluß gediehen; hier werden
ſervativer, ein freikonſervativer und ein ultramontaner

didat gemeinſam ſentiert; ebenſo hat man für Alten
neben dem konfervativen

trumsmann
Heckenröth

rhardus aufgeſtellt Es iſt eine Haupt
aufgabe unſerer diesjährigen Wahlagitation, die Zentrumse unter den Arbeitern Kber die Haltung des Zentrums
aufguklären; l es auch nicht, ſie zu uns herüberzugiehen,

kann doch bei genügend vertiefter Agitation wenigſtens dem
Zentrum der Verrat in der Wahlrechtsfrage erſchwert werden.

tieſe Aufklärungsarbeit aber darf nicht allein der Preſſe, den
lugblätten, den Verſammlungen überlaſſen werden, ſie muß

von den einzelnen Genoen bei ihren Arbeitskollegen ge
eiſtet werden; gerade für dieſe Agitation aber iſt die Feſt

auch von den einzelnen Genoſſen bei ihren Arbeitskollegen ge
meinſamer Kandidaten durch Konſervative und Zentrum, wie
ſie in Breslau und Neuwied bereits erfolgt iſt, in anderen

etſen noch bevorſteht, von größter Wichtigkeit. Das Zentrum
tet das Dreiklaſſenwahlſyſtem durch das Reichstags

La g5 rer ſich r e Konſerpativen, die rechtsänderung in Preußen für unnötig,
ja, bedenklich erklären!

Parteinachrichten.
Die Enthüllung des Denkmals von Jgnagt Auer.

Ueber die ſchon kurz gemeldete Enthüllungsfeier geht uns
noch folgender Bericht zu:

Auf dem ſtädtiſchen Friedhofe zu Friedrichsfelde hatten ſich
am 8. Mai die Repräſentanten der deutſchen Sozialdemokratie
und die Funktionäre der Berliner Parteigenoſſenſchaft in ſehr
großer Zahl eingefunden, um der Enthüllung des Denkmals
von Jgnag Auer beizuwohnen. Nur wenige Schritte von dem

chragenden Gedenkſtein, den die Dankbarkeit des deutſchen
roletariats Wilhelm Liebknecht errichtet hat, erhebt ſich dieſes

Grabdenkmal Auers. Nachdem der ArbeiterSängerchor mit
dem Vortrage der Weihe des Geſanges die Feier eingeleitet
hatte, fiel die Hülle, und ehrend entblößten alle Anweſenden
das Haupt vor den wiedererſtandenen Zügen des großen
Führers. Das Grabdenkmal, ein Werk der jungen Bild
hauerin Luiſe Wittmann, zeigt die Büſte Auers, rings ein
gerahmt von dem gleichartigen Geſtein, aus dem der Kopf nur
wenig hervortritt. Zu Füßen des Sockels kniet ein hammer
bewehrter Proletarier, der Auer den Kranz der Dankbarkeit
des Volkes reicht.

Die Enthüllung des Denkmals begleitete Genoſſe Singer
mit folgender Gedenkrede: „Was vergangen, kehrt nicht wieder,
ging es aber leuchtend nieder, leuchtet 's lange noch zurück.“
Jn formbvollendeter, lebenswahrer und eindrucksvoller Dar
ſtellung hat der Künſtler Jgnaz Auers Bild heute wieder vor
uns entſtehen laſſen, wie die Dankbarkeit, Liebe und Verehrung
der Arbeiter es noch heute im Herzen tragen. Vor wenig mehr
als einem Jahre erſchütterte uns die Trauerkunde von Jgnaz
Auers Hinſcheiden. Wir gedachten der Zeit, da wir ihn zum
erſtenmal geſehen hatten. Nach harter, arbeitsreicher Jugend
kam Jgnaz Auer im Jahre 1872 zum erſten Male nach Berlin
und ſtand bald an der Spitze der kleinen Gemeinde, die unter
dem Namen der Eiſenacher, die marxiſtiſchſozialiſtiſche Theorie
zur Wahrheit zu machen ſucht. Bald wurde Auer auch von
Berlin zu den Kongreſſen der Partei delegiert, und ſo wurde
er durch die kluge Art, die Anſchauungen der Partei zu ver
treten, bald weiteren Kreiſen bekannt. gewann er raſch das
Vertrauen der Genoſſen und gehörte ſchon in jungen Jahren
zu denjenigen, auf die die Partei mit Recht große Hoffnungen
ſetzen konnte.

In Dresden leitete dann Auer die Expedition unſeres dorti
7 re und ſtand im Vordergrunde der Agitation

s ihn die Berliner Parteigenoſſen wiederum nach Berlin be
riefen, um in der Aſſogziationsdruckerei und der Redaktion der
Freien Preſſe tätig zu ſein. Wir, die wir ſchon jene Zeit mit
ihm gemeinſam durchlebt haben, wiſſen, mit welch unvergäng
licher Treue und unbeugſamer Kraft er damals die Arbeit auf
ſeine Schultern genommen hat. Damals band noch mehr als
heute perſönliche Empfindung die einzelnen Genoſſen anein
ander, und gerade in Erinnerung an jene Zeit empfinden wir
Jgnaz Auers Verluſt doppelt ſchwer. Dann kamen die denk
würdigen Jahre des Sozialiſtengeſetzes, denkwürdig für die

artei, ſchmachvoll für die beſtehende Geſellſchaftsordnung.
hnen allen iſt die Mahnung bekannt, mit der Auer, nach der

Verhängung des Belagerungszuſtandes, einer der erſten unter
den Ausgewieſenen, ſchloß: „Laßt Euch nicht provozieren, tut
Euren Gegnern nicht den Gefallen, das zu tun, worauf ſie war
ten, um die Partei vollends zu ruinieren.“ Wie von Berlin,
ſo wurde Auer auch in Hamburg und Harburg von Haus und
Hof vertrieben, bis er in der Heimatſtadt ſeiner Frau, in
Schwerin, eine kurze Zeit verhältnismäßiger Ruhe fand. Dann
beriefen ihn die Genoſſen nach München zur Leitung der Expe
dition unſeres dortigen Parteiblattes. Er war unermüdlich
e tätig, und ſein Verdienſt iſt es in erſter Reihe,
daß die Partei in Bayern lebendiger wurde. Jn einem Ge
heimbundsprozeß verſuchten die Münchener Behörden, das
preußiſche Polizeiſpitzeltum auch nach Süddeutſchland zu ver
pflanzen. Aber dank der klugen und unerſchütterlich ruhigen
Führung des Prozeſſes durch Auer als Hauptangeklagten brach
die haltloſe Anklage von Stunde zu Stunde der Verhandlung
mehr zuſammen. Zum Schluſſe war es dem Gerichtshof klar,
daß er durch die Polizeiſchergen irregeführt worden war, und
der Prozeß endete mit einer glänzenden Freiſprechung.

Aber ſchon damals mußte Auer infolge der ſchweren Schick-
ſale, die ihm dank der Polizeiſchikanen beſchieden waren, einen
längeren Aufenthalt in einem ſüdlicheren Klima nehmen, um
ſeine ſchwankende Geſundheit wieder herzuſtellen. Aber auch
dort war er raſtlos tätig, und wir verdanken jenen Monaten
das Werk Nach zehn Jahren, eine Darſtellung der Wirkung
des Sozialiſtengeſei 3 in den erſten zehn Jahren, die weit
über die Kreiſe der Partei hinaus Aufſehen und begeiſterte
Zuſtimmung erregte. Allen Eifer, deſſen er fähig war, und all
die glühende Liebe zum Proletariat, die ſeine Seele erfüllte,
hat Auer in dieſes denkwürdige Dokument der Schande hin
eingelegt, daß er den Nachkommen hinterlaſſen hat. Unſere
aufrichtige, innige Dankbarkeit iſt ihm dafür über das Grab
hinaus gewiß. Auer hat damals unſeren Gegnern warnend
szugerufen: „Wehe denen, über die all der Haß, all die Ver
achtung ſich ergießen wird, die dieſes Geſetz dem Volke ein
geflößt hat.“ Ja, wehe ihnen! Wir werden nicht eher raſten,
als bis die Schmach des Sozialiſtengeſetzes geſühnt iſt durch
die volle Befreiung des Proletariats.

Nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes erſtattete Auer auf dem
erſten Parteitage zu Halle das Referat über die Organiſa
tion, die ſich die Partei neugeben mußte. Damit kommen wir
zu der Höhe ſeines Wirkens als Setretär des Parteivorſtandes,
da er agitatoriſch alle Kräfte zur Propagierung unſerer Ueber
zeugungen und Gedanken verwandte und organiſatoriſch die
Reihen feſt zuſammenſchloß. Wir, die wir mit ihm im Partei-
bureau zuſammenarbeiteten, wiſſen, wie eifrig und fruchtbar
es ſtets gearbeitet hat. Aber bald mußten wir zu unſerem
Entſetzen bemerken, daß uns Jgnaz Auer nicht mehr lange
erhalten bleiben würde, weil die tückiſche Krankheit immer
weiter um ſich griff, die der Kunſt der Aerzte und der auf
opfernd treuen fegg ſeiner Lebensgefährtin ſpottete. Aber
ſchon, als er körperlich nicht mehr in der Lage war, unſeren
Verhandlungen beizuwohnen, da ging ſein Herzenswunſch in
Erfüllung, da wurde ſein Lebenswerk gekrönt. Als auf dem
Mannheimer Parteitage feſtgeſtellt wurde, daß der Zuſammen-
hang von Partei und Gewerkſchaften immer inniger werden
ſollte, als unter begeiſterter Zuſtimmung aller Delegierten der
Partei und der Gewerkſchaften der Satz ausgeſprochen wurde:
Partei und Gewerkſchaften ſind eins und fühlen ſich eins, da
ſtrahlte noch einmal das Geſicht unſeres Jgnaz Auer vor
Freude. War doch erreicht, was er ſein Leben lang im harten
Kampfe erſtrebt hatte.

Als am 10. April v. J. die Fittiche des Todes über Jgnaz
Auer zuſammenrauſchten, als wir uns an den Gedanken ge
wöhnen mußten, daß wir ihn nicht mehr ſehen, ihm nicht mehr
die Hand drücken könnten, da haben wir den Verluſt mit furcht
barer Schwere empfunden. Die. Dankbarkeit der Genoſſen hat
ihm dieſen Denkſtein errichtet, und uns bleibt heute nichts
anderes übrig, als angeſichts des dahingegangenen Freundes
zu geloben, in ſeinem Sinne weiter zu arbeiten für die Be
freiung der Arbeiterklaſſe, zu vollenden, was er vorbereitend
angeſtrebt hat, den Samen zu pflegen, den er geſtreut. Jn
ſeinem Sinne führen wir auch den Kampf um das gerechte
Wahlrecht in Preußen, deſſen nächſte Etappe die Wahl ſelbſt
ſein wird. Wenn Sie neue Kämpfer für das Proletariat wer-
ben und neuen Boden ſchaffen, für die geſetzliche Vertretung
der Forderungen der Arbeiterſchaft, werden Sie im Geiſte
unſeres toten Freundes handeln. Wenn aber einſt die Zeit
gekommen iſt, wo das befreite Proletariat Recht und Wahrheit,
Freiheit und Brüderlichkeit geführt hat, dann werden hul-
digend die Söhne des Volkes zu dieſer Stätte ziehen, wo die
beiden großen unvergeßlichen Vorkämpfer des großen Frei-
heitskampfes ruhen. Streben wir mit aller Kraft weiter nach
den Zielen, für die Jgnaz Auer gelebt hat und geſtorben iſt.
Sei gegrüßt, Unvergeßlicher!“

Nach der Enthüllungsfeier ging der Zug der Genoſſen noch
ſtundenlang an dem neuerſtandenen Denkmal ihres Führers
vorbei.

Stadtverordneten Sitzung
Montag, den 4. Mai 1908, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Steckner.
Eingänge: Der Pächter der Sandgrube am Goldberge,

Böhme, petitioniert um einen Pachterlaß von 2000 M
Stadtv. Emmer bat um Aufſchluß über die Rechtsverhältniſſe
bei der Grubenverpachtung und befürwortete die Petition,
die dann auch dem Petitions Ausſchuß überwieſen wurde.
Das Kollegium hat ſeinerzeit bezüglich Handhabung des
Droſchkenregulativs den Beſchluß gefaßt, den Magiſtrat zu er
ſuchen, auf die Polizei einzuwirken, damit das Regulativ
wohlwollender gehandhabt wird. Der Magiſtrat hat darauf
unterm 29. April ein Schreiben an das Kollegium geſandt, in
dem ebenſo kurz wie bündig erklärt wird, daß die n tet
des Regulativs eine „reine Polizeiangelegenheit“ ſei und daß
der Magiſtrat ſich nicht befugt hält, auf die Polizei einzu
wirken. er Magiſtrat habe auch nicht den Eindruck ge
wonnen, daß das Regulativ von der Polizei rigoros gehand
abt worden iſt. Kurzum, der Magiſtrat lehne es ab, auf die
ngelegenheit einzugehen und unterbreitet dies dem Kollegium
ur KHenntnisnahme. Stadtv. Neſſe bedauert, daß der
agiſtrat auf Wünſche, die nur ein gewiſſes Wohlwollen ver

langen, nicht eingehe. Früher ſei das gana anders geweſen;
leider habe das a keine Macht dagzu, Remedur zuſchaffen. Das Kollegium nahm damit Kenntnis.

ark.

Jm Namen der Stadtverordneten Borges, Djietzel-
Hartung, Helmecke, Kühme, r und St ammer gab Stadtp. Borchert folgende Erklärung ab: Vor
einigen Tagen iſt vom Wahlausſchuſſe der kommunalen Ver
eine, dem auch Stadtverordnete angehören, ein Flugblatt in
der Bürgerſchaft verbreitet worden, in dem fich unter anderen
folgende Auslaſſungen befinden:

Was haben nun diejenigen Stadtverordneten, welche aus
dem Halleſchen Bürgerverein hervor egangen ſind,
r n welchen Kommiſſionen ſeen ie? Als imtadtverordnetenkollegium Umfrage gehalten wurde, an wel
chen Kommiſſionen ſie ſich beteiligen wollten, hatte der eine
keine Zeit, dem andern war die betreffende Kommiſſion ge
rade nicht genehm. Nur einige wenige Stadtverordnete,
die vom Halleſchen Bürgerverein präſentiert waren, ließen ſich
überhaupt in Kommiſſionen wählen.

Wir Stadtverordnete, die wir aus dem Bürgex
verein hervorgegangen ſind, weiſen dieſe orwürfe als be
wußte Unwahrheiten zurück. Wir haben uns niemals ge
weigert, an einer Deputation oder einem Ausſchuſſe uns zu
beteiligen, wir haben es im Gegenteil immer bedauert, daß
man uns nicht mehr zu dieſen Arbeiten herangezogen hat. Wir
halten es für unſere Pflicht und legen Wert darauf, dieſe Er
klärung hier an dieſer Stelle abzugeben.

Darauf wurde in die Tagesordnung eingetreten:
Formale Abänderungen am Texte der Ordnung über Er-

hebung einer Schankkonzeſſionsſteuer werden genehmigt.
Der Anſtellung eines Direktors und dreier Lehrer im Haupt

amte an der gewerblichen Fortbildungsſchule von Oſtern 1909
ab, wurde zugeſtimmt. Ein Antrag des Stadtv. Ban r
den auch Stadtv. Meher befürwortete, die Rektoren bis zu

Stunden wöchentlich zum Fachunterricht zu verpflichten,
amit die Herren immer in der Uebung und Fühlung bleiben,

wurde angenommen.
Stadtſchulrat Brendel hatte die Anſicht vertreten, daß

e Direktor 90 Lehrer unterſtellt ſeien und er zuviel zu tun
abe.
Der Teilung der Oſterſexta des Stadtgymnaſiums und An

nahme eines zweiten Hilfslehrers wurde zugeſtimmt.
Zur Beſchaffung von 29 Wagen für die hieſigen Schulen

Wiegen der Schüler und Schülerinnen wurden 972,54
ark bewilligt. Die Wagen ſollen für den ſchulärztlichen

Dienſt zur Verfügung geſtellt werden.
Ein Nachtrag zum Statut der Aſſeſſor Karl MüllerStif

tung wurde genehmigt.
Zu einem Rennpreis für das in dieſem Jahre im Oktober

auf den Paſſendorfer Wieſen ſtattfindende Rennen des Sächſ.
Thür. Reiter und Pferdezuchtvereins verlangt der Magiſtrat
einen Geldpreis von 1000 Mark.

Stadtv. Oſterburg erklärt ſich gegen die des
Rennpreiſes, wie alljährlich, im Namen ſeiner F Bei
der Feſtſtellung des Etats ſei über allzu e e Ausgaben und
kleinere Einnahmen geklagt worden. Fetzt biete eine Ge
legenheit zum Sparen, die ſich das Kollegium entgehen
laſſen möge; 1000 Mark könnten der Stadtkaſſe erhalten blei
ben. Als man vor Jahren den Rennpreis einmal abgelehnt
habe, iſt der Reiterverein mit ſeinem Rennen na rgau ge-
gangen; er iſt aber ganz allein wieder nach Halle g men.
Wegen Geſchäftsverluſte für gewiſſe Kreiſe brauche man alſo

nicht zu ſein.Das Kollegium bewilligt aber die 1000 Mark ohne längeves
Widerſtreben.

Der Gründung dreier ein Bureaugehilfenſtellen
für die Verwaltung der Gas und
ſtimmung erteilt.

Gutgeheißen wird die Verpachtung des Hoſpitalackerplanes
an der Freiimfelderſtraße.

Ueber den Ankauf eines Ackerplanes in der Flur Nietleben
refexieren die Stadtv. Emmer Döhler: Die
ſammlung wird erſucht, dem Ankaufe des dem Landwirt Theo
dor Rammel in Nietleben gehörigen, in Gemarkung Ni
belegenen Ackerplanes unter folgenden Bedingungen mit der
Maßgabe zuzufſtimmen, daß die erforderlichen ittel dem
Kämmereivermögen entnommen werden.

Der Landwirt Rammel ſtellt der Stadtgemeinde den in Ge-
marung Nietleben belegenen Ackerplan von 5110 Quadrat-
meter Größe zum Kauf an. Der Kaufpreis beträgt 1000 Mt.
für den Morgen (25,53 Ar.). Die Uebergabe und Auflaſſung
erfolgt in der erſten Woche des Monats Oktober 1908. Die
Stempelkoſten, die Koſten der Auflaſſung und Eigentumsein-
ageng ſowie die Umſatzſteuer trägt die Stadtgemeinde
Halle a. S.

Die Verſammlung erklärt ihre Zuſtimmung.
Eine Vorlage betreffend die Regulierung und Reupflaſte

rung des Riebeckplatzes führte zu einer längeren Augeinander-
Der Magiſtrat unterbreitete hierzu das Folgende und

das Kollegium ſtimmte ſchließlich zu:
Zur Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe, inbeſondere des

Umſteigeverkehrs auf dem Riebeckplatz, iſt der Ile
von der Aufſichtsbehörde aufgegeben worden, eine Verſchie-
bung der Gleiſe vorzunehmen und zwei Perrons anzulegen.
Die Koſten der dadurch bedingten Aenderungen ſind auf 10 275
Mark veranſchlagt und von der Geſellſchaft zu tragen.

Mit der Baudeputation iſt der Magiſtrat zu der Ueberzeugung gelangt, daß in Rückſicht auf den Sitten Zuſtand des

auf dem Riebeckplatze liegenden Steinmaterials ſowie die
große Bedeutung dieſes Verkehrsplatzes eine bloße Umpflaße
rung ſich nicht empfiehlt, da in Fg Jahren doch eine Neu
pflaſterung erfolgen müßte. Die en der Umpflaſterung
wären daher unnötig aufgewendet, außerdem würde die Neu
pflafterung wiederum eine bedeutende Verkehrsſtörung auf
längere Zeit zur Folge haben.

Der Magiſtrat erſucht deshalb die Stadtverordneten Ver-
ſammlung, die Regulierung und Neupflaſterung des Riebeck
platzes nach a rhe des beiliegenden Projektes und
anſchlags vom Juni 1907 h Die erforderl 97Mittel in Höhe von 39 575 Mark, abzüglich des von der Stabt
bahn Halle zu r Beitrages von 10 275 Mark, ſomit
29 8300 Mark, ſollen dem Kapitel XIII E. pos. 17 (Unvorherge
ſehenes) des laufenden S entnommen werden.
Dieſe Geldmittel ſtehen zwar ſchon zur Verfügung; da es ſich
aber um eine größere Regulierun delt und der für „Un
wen r vorgeſehene Geldbetrag von 30878,78 Mk.
durch dieſe eine einige Arbeit faſt aufgebraucht wird, hält
der Magiſtrat die Mitwirkung der Stadtverordneten Ver
ſammlung für nötig und erſucht daher um Zuſtimmung.

Bemerkt ſei noch, e eine Aenderung des an die Goldene
Kugel verpachteten Platzes geplant wird; es erfolgt dieſerhalb
eine beſondere Vorlage.

Baulichen r im Haus v trabe 18und dem Erwerb von Land von dieſem Grundſtück, welches
P nienmäßig zur Straße entfällt, wird die Zuſtimmung
erteilt.

Jn die Schuldeputation gewählt werden die Stadtverord
neten: Herzau, Brandes, Pfautſch und Lembſer.

Dem Landerwerbe von einem Grundſtück in der Merſe
burgerſtraße wurde die Zuſtimmung erteilt.

Darauf geſchloſſene Sitzung.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden in erſter Leſung die
Polizeibeamten Hermann Albrecht, Paul Hartmann,
Karl Klapproth und Karl Schulze und r
r Otto Barthel, Hermann Hargz,enkert und Hermann Becker angeſtellt.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Die heutige Nummer umfafft 8 Seiten.
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Uebernahme.
Grosse Ulriohstr. &t,

Eoko Kanlenderg
Be wird mein eifriges Bestreben sein, durch billigete Preise und kulanteste Bedienung mir das Wohl

wollen meiner werten Kundschaft zu erwerben und halte ich mich bei Bedarf bestens empfohlen.

Hochachtungereu R Thalmann-

O O

Merse burgSonnabend d. O. Mai in der Kaiſer Wilhelmshalle
Grosse Volksversammlung.

Tagesordnung:
1. Die Bedeutung der bevorſtehenden Landtagswahl für die

Gewerkſchaften. Referent: Reichstagsabgeordneter R. Severing-Biele-

Stadt Thenter Halle
Direktion: Hofrat M. Richards.

Mittwoch den G. Mai:
220. Ab. Vorſtellung. 4. Biertel.

Umtauſchkarten ungültig.

a
h des Komike Z
Der Satin

feld. 2. Diskuſſion.
beiter ſorgt für regen Weſuch. Der Binberufer.

Die gelbe Gefahr
Haus Mnstrauen hutet BPuren Kostbarsten Schatz, die Wäsche! Soda macht sie goelb,
und Mengen davon sind schlädlich. In manohben Waschmittein ist bis zu 909/0
en Daran präfet! ORIor rerfetet dio Wüsche in kurzer Zeit. Das atentawmtiob
r von wissenscheſtlichen Autoritäten anerkannte „Ding an sich ist freivon Chlaer und Soda, wlacht, bleicht, desinfiziert und epart an Geld, Zeit und Arbeit 2

„Ding an sioh“ erobert sich schrittweise, trotz aller Anfeindungen, jeden Tag neue Freunde.
Zu haben bei den Firmen: Kentral-Drogoerie am Hallmarkt, Einhorn Drogerio,

18, Germania Drogerte, Gr. Ulrichstr. 51, Ernst Jentasen, Leipziger-
Neumarks- Drogerto, Bernburgerstr. 32, Ernst Ochse, Leiprigerstr.,Max O vorm. R. Walter Naent., Steinweg 26, Max Rädler, Rannischestrasse 2

Meru Drogerio, Geiststrasse 6, Herm. Stitza Nacht. Steinstrasse 33.

BI halle g. J u. V
Fnm i 8. Hal, ahenäs 8 Vhr, m Volkspark“ Min. 27Satz um Si Gold

Tagesordnung:

Kotto (Alter Narkt).
r

5 3. und Mitteilungen.
2. nene RNeichsVereinsgeſetz.

8Sehul- Turnhalle Hermannstr.
I. Alnnerabteillung Diens-

ß Das e Gewerkſchaftsfeſt.
4. Verſchiedenes

S 77Mittwochs

r e ſind zu dieſer Frr3t
r Punkt der dnung wird um volſzähliges und
km Crichelnen et

Damenabteilung

Der Vorstand.

Wahlver. Elsterwer ca.

n Peigerearaee

Antwoch den 6. Kul 1908, abends 8 Vhr, im Gust-
bot „Zum Rronprimen

Deffenitüehne

e Preitags V. abends

Volksversammlung

10 Uhr.

Tagesordnung

III. r n

die Xungrigen und die Salten.
Referentin: Frau Rühlo- Leipzig.

Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen S er

Acwung! Schubmache,, ewln.

Mittwoch den G. Mai abends 8 UKaiſer Wilhelmshalle vr

öffentliche Versammlung.
Die Jnnnng iſt hierzu eingeladen.

Um zahlreiches Erſcheinen erſucht Der Einberufer.
F. ehe ganee Arwee

m an i h
denn derſelbe iſt ſehr wohl-

höchſten Nähr

wochse u. Sonnabends von
abends 8 10 Uhr.

Abteillangs Vorszammlungen
nach dem Turnen:

I. Aännerabtellung Freitagdon 8. Mai im Welteen Ross,

Geiststrasse.
II. Mknnerabtellung: Freitag

rn 8. bei Bauer, Böll-
III. rhä, Dölau

Sonntag, den 24. Mai im
Arboiterheim.

Damenahbtellung Mittwoch,
den 6. Mai im Weissen Ross,
Geiststrasso.

Vorstanäds Sitzung 27. Mai
bei Sachse, Alter Markt.

Sonnabend, d. 9. Mai Nacht-
Turn fahrt nach Osmünde z
Abmarsch abds. 8 Uhr von
der Wage, Merseburgerstr.

Sonnabend den 23. Mai
Feier des 15 jähr. Bestehens
der Arbeiter Turnbowegung

in Halle, im Volkapark.
Biner regen Beteilligung bei

allen Voranstaltungen sieht
ontgegon Dor Vorstand.

V

ſchmeck
beförd. d. Körperzunghme,

ſtärkt den Knochenbau, verhin w. in
dert die Kinderkran als a 33 zRachitis, Skrophuloſe 2c., da er
dieBeſtandteile einer

m mit den derr lgen und Jere
n vereinZu haben in Larg Paketen

à 10, 20, 30 u. 60 P
H. Böhlerts hazctlchtere

ten, Drogerien, Kolonialwaren Handlungen 3 in den
e rn kenntlichen Verkaufsſtellen.
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Deutſcher Reichstag.
140. Sitzung. Montag, den 4. Mai 1908, mittags 12Um Bundesratstiſche: Sydow, Krätke. weÜ

Weſen d ca ehe wird der Rach-
OſtmarkEr fordert petocd en iderruflichen

0 außero ZuF. r er etr

u t rüßt die Vorlage, ebenſoi b Kl.m e ruhn (Antiſ.) und Abg
b Zentr.): Di Zuſicht er (Zentr.) e Unwiderruflichkeit der ZuZ. etwa die v Anſtellungszeit der Beamten

rk umfaſſen, ſondern nur das Etatjahr, d. h.
Wahrheit erruflichkeit. Jn Rheinla ſtfalen

a ced lebt bereits weite Bezirke mit zahlreicher polniſcher
ö Die Beamten dort, die auch große wierig-

keiten ſollen die Zulagen nicht erhalten. Das bewe
den politi Charakter der Vorlage. Noch 1906 hat Herr
v. hier im Reichstage die Oſtmarkenzulagen als un

Sat werehe do w: Auf die ſachliche Begrün
et will t verzich ut ten. Dieſolution dieſen Nachtrags-Etat gefordert hat. Einen politiſchen

i

ſtellen. der Reichstag die Zulagen nur für ein Jahr be-

ſein.
Dr. Pachnicke (Freiſ. Vgg.): Gäbe es no9 ulagen, ſo würden wir st. auch heute re
aber ußen vorangegangen iſt und die 3 agen

che unwiderruflich ſein ſollen, ſtimmt die Mehrzahl der

inſchaft den r zu. (Hört, hörtl)r der Regierung, daß die Vorlage keinen politiZweck et Meer im Zentr. und bei den Soz.) und
beveit, ne Kommiſſionsberatungen anzunehmen.

Bre An e Der Oſten iſt billiger als der3 aſtlich ſich die Vorlage alſo nicht recht-
en e Zulagen rämien auf den Haſein. y3 r J a ehe 5Staatsſekretär K er e Jn den gemiſchtſprachigen Bezir-ken haben die Beamten einen viel ſchwereren ienſt Deshalb

wollen wir ihnen dieſe Zulage gewähren.
Ledebour o Entgegen der Kteſolution des

tages, die unwiderrufliche Zulggen Gaperte läßt dieſee
e der Negierung vollkommen freieEnde ſedes

keine

n

aktio

ollen vielmehr

am tatsjahres zu widerriffen. Die Vorlage ſagt
de die Beamten auf ihre Würdigkeit geprüwerden ſo e Beamten wiſſen alſo ganz genau, c ſie

n und außerdienſtlichenv bei p
ten e u iſche zuſammenſitzen. Hat
ch die Regierung die Schikanen beim Beſtellen von Briefen

und Paketen mit polniſcher für eine treue Pflicht
in den e erklärt. Die Behauptung, daß

ori nicht politif Freie läßt ſich alſo nicht
4r erhalten. (Sehr wahrl n Soz.) Nur die Lan-
e, die germaniſiert werden ſollen, werden mit dieſen

bedacht, nicht das Ruhrrevier, wo wir auch ſchon
z cha h Das Deutſchtum in den Oſtw d dieſe Vorlage ge u geſchädigt. Nach

en ahrungen der ganzen Kulturgeſchichte werden immer
igen Bevbölkerungsteile geſchädigt, zu deren Gunſten die

mit ihren Machtmitteln eingreifen will. (Sehr
rl den Soz.) 37 fellos iſt, daß das Beamtentumdurch ſol Vorlagen völlig korrumpiert wird. Würden Sie

(nach rechts) es nicht als eine Schande empfinden, wenn Sie
für eine derartige Tätigkeit prämiiert würden (Unruhe

Auch in Oeſtreich iſt durch die bureaukratiſche Ger
maniſation das Gegenteil von dem erreicht worden, was manch

weckt hat. i t logi rklärlich,die unten oli e 3und ſtachelt das Nationalgefühl nur noch ſchärfer an.
n fein einpfindenden Beamten, einen Beamten von Ehrund Freiheitsſinn, wird dieſe Korruptions iag aus

z.n en Stol b er g. Sie vutſen nuccht ſogen, d
n agen,u re 3 ſbi Wege welche Ehrgefahhaben, zu 9 Sie zur Ordnung.

i en a nete dieſe Lortete ſ üeret och
en verſetzen laſſen. Iliere e der Ehreund des Anſehens des deutſchen wo roteſtieren wir mit

G7, wut gegen eine ſolche Politik. (Lebh. Beifall bei den
oz
Damit ſchließt die Diskuſſion; die zweite Leſung der

Vorlage et im Plenum ſtatt.
Gs folgt die zweite Leſung der

Die Maß und er ara en werden de os angenom-men. e t 9 und 14 werden in der Beratung
verbunden. Sie beſtimmen, daß 97 Meſſen und Wägen im
öffentlichen Verkehr nur geeichte Maße und Gewichte benutzt

ürfen, daß Förderwagen und Jordergefäßt im Berg-
ſoweit ſie Ermittelüng des Arbeitslohnes

dienen der Neueichung bedürfen, und daß Wein, Obſtwein
und Bier bei faßweiſem Verkauf nur in geeichten Fäſſern ver
r werden dürfen. Eine Ausnahme findet nur bei aus-
ländiſchen Originalgebinden ſtatt. S 14 zählt die Maße auf,
die zur Eichung zugelaſſen ſind.

e Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, daßS im rdtoffentiichen Verkehr benutzte Maße geeicht werden

en und daß die Fördergewichte und Förderwagen im
Vergwerksdetriebe der Nacheichüng bedürfen.
Die Dr. Delbrück und Gen. (Freiſ. Vgg.) bean

tragen Nichtzulaſſung der ein Viertel- und ein FünftelKilo
grammgewichte.

Abg. v. (konſ.) beantragt, auch die zum
S n e laſchen, Glasballons, Krügen und

ons zu eichen.Abg. Sach ſe Soz.): Unſer Antrag daß auch die imungern den Verkehr gebrauchten Gewichte geeicht werden

ſollen, ſtellt die frühere jerungsvorlage wieder her und iſt
ngeſich der ſogenannten Hausſchlachtungen uſw. notwendig.
nſeren Antrag auf i ung von Förderwagen und För-

dergefäßen im Bergwertsbetriebe haben wir im Hinblick auf

eilag
Fr. 105.

W

e zum Volksblatt.
Halle a. S., Miliwoch don 6. Mat 19608.

die vielfachen Betrügereien geſtellt, die in Bergwerken zuun
pten der Arbeiter vorgenommen worden Oft ver

ert ſich der Rauminhalt der Gefäße beim Verbiegen uſw.
und die Arbeiter verlieren dann an Arbeitslohn. wor 25
Jahren iſt es daher im Ruhrgebiet ſogar zu einem Krawall
er Jn den nd ſogar auf einer Se enrube falſche Eichungen feſtgeſtellt worden. (Hört, hört!) Da-

r iſt eine Nacheichung ringend notwendig.
lbrück bitten wir abzulehnen, da die Viertelpfund Gewichte

im Kleinhandel kaum entbehrlich ſind. Zuſtimmung bei den
Soz.)

Abg. Doormann Fr. u Geheimrat Meiß-ner, Abg. Freiherr v. Gamp (Reichsp.), Abg. Neuner
(natlib.) und Direktor des Reichsamts des Jnnern v. Jon-
q T öres bekämpfen die ſozialdemokratiſchen Abänderungs-
anträge.

Abg. Raab (Wirtſch. Vgg.) tut dasſelbe und beantragt
a m 777 ſtatt trages zu ſagen „Waagen“.

g. Gothein (Freiſ. Vgg.) bezeichnet den Antrag Al-
brecht als n beantragt dagegen ſeinerſeits, um den
berechtigten Beſchwerden der Bergarbeiter abzuhelfen, Wieder
n der n nach jeder Reparatur, welche eine weſent
liche Veränderung des Rauminhaltes zur Folge haben könnte.

Abg. Sachſe (Soz.): Der Antrag Gothein bedeutet keine
Verbeſſerung gegenüber dem Geſetzentwurf. Wollen Sie den
Bergarbeitern wirklich helfen, ſo müſſen Sie unſeren Antrag
annehmen. Die Wahrheit unſerer Angaben haben auch die
Regierungsvertreter nicht beſtreiter önnen, und ich muß da-
G den Vorwurf aufrecht erhalten, daß die Bergbehörde

chweinereien geduldet gat. (Zuſtimmung bei den Soz.) Das
Beweismaterial hierfür lege ich auf den Tiſch des Hauſes
nieder. Unſer Antrag verfolgt keine agitatoriſchen Zwecke, ſon
So r ſchwere Mängel abzuſtellen. Zuſtimmung bei den

oz.
Damit ſchließt die Diskuſſion, die genannten Paragra-

phen werden unter Ablehnung aller Abänderungs- Anträge in
der Kommiſſionsfaſſung angenommen.

Die S 18 und 23 werden in der Beratung verbunden.
s 18 beſtimmt, daß die Eichämter ſtaatliche Behörden ſind,

daß aber beſtehende Gemeindeeichungsämter widerruflich weiter
geſtattet werden können.

Die Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, die
Kommunalänmter gleichberechtigt neben den ſtaatlichen weiter
beſtehen zu laſſen.

s 23 beſtimmt, daß die Reuorganiſation der Eichbehörden
erſt am 1. Januar 1912 in Kraft treten ſoll.
eher Antrag Albrecht ſchlägt vor, ſtatt 1912 1910 zu
etzen.

Abg. Detto (natlib.) beantragt, daß den Gemeinden die
Eichämter nur unter angemeſſener Entſchädigung und mit
wenigſtens fünfjähriger Entſchädigung entzogen werden ſollten.

Abg. Stolle (Soz.): Die kommunalen Eichungsämterhaben ſich durchaus bewährt. Jch bitte deshalb, im Intereſſe

der Gemeinden, der Induſtrie unſeren Antrag anzunehmen.
(Bravo! bei den Soz.)

Staatsſekretär v. Bethmann- Hollweg und Abg.
De c am p (Reichsp.) bekämpfen die Anträge Albrecht un

o.

Der lebttere Antrag wird darauf zurückgezogen.
Sächſiſcher Bundesratsbevollinächtigter Fiſcher behauptet

die ſächſiſche Regierung ſei den Gemeinden auf dem Gebiet
des Eichungsweſens immer mit Wohlwollen entgegengekom-
men.

Abg. Stolle (Soz.) beleuchtet die eigentümliche Art dieſes Wohiwollens on verſchiedenen Beiſpielen.

Die S S 15 bis 18 werden unter Ablehnung des ſozial-
demokratiſchen Antrages angenommen, ebenſo der Reſt des

Entwurfes. tEs folgt die zweite Leſung der
Teuerungszulagen

mit der S welche im Laufe des Rech-nungsjahres Au e für die Handwerker, Arbeiter und
Hilfsarbeiter im Reichsdienſt fordert.

Abg. Erzberger (Zentr.) mit ſcharfen Worten die
Gewohnheit des Bundesrats, den Reichstag vor ein Entweder

Oder zu ſtellen und jeden Abänderungsantrag für unan-
nehmbar zu erklären.

Reichsſchatzſekretär Sy do w ruft durch die das
Vorgehen der Regieru zeuge vielmehr von Rückſichtnahme
auf den Reichstag, ſchallende Heiterkeit im Zentrum und bei
den Sozialdemokraten hervor.

Abg. Beck- Heidelberg (natlib.) tadelt zwar ebenfalls dasvorgehen der Regierung, erklärt aber, durch die ſachlichen

Einwendungen der Regierung von der Unmöglichkeit, jetzt
Verbeſſerungen vorzunehmen, überzeugt zu ſein. (Lachen im
Zentr. und bei den Soz.)

Die Abgg. Freiherr v. Richthofen und Eick-h r f uFreiſ. Volksp.) ſprechen ſich im Sinne des Vorred
ners aus.

Abg. Becker-Köln (Zentr.) bedauert, daß die Arbeiterund Handwerker in den Reichsbetrieben keine Zulage bekom

men.
Reichsſchatzſekretär Sy do w Die VLöhne der Handwerker

und Arbeiter ſind zwar erhöht, wir werden ſie aber nach Bedürfnis weiter erhöhen

85 weiteren Bemerkungen der Weg Will (Zentrum),
Bruhn (Antiſ.) und y. Gamp (Reichsp.) wird die Vor-
lage nebſt der Reſolution unverändert angenommen,worauf ſich das Haus auf Dienstag 11 ühr vertagt.
Der Ta ort pung die u. a. die Dampferſubvention, die

Kolonialbahn, die Oſtmarkenzulage und die Haf
tung des Tierhalters enthält, wird auf Antrag

Soz. das Ge45 3 V hSchluß 7 Uhr.

Die Friedensver handlungen im deutſchen
Baugewerbe.

Jm Bürgerſaal des Berliner Rathauſes verſammelten ſich am
Donnerstag, den 28. April, die legitimierten Vertreter der ſtrei
tenden Parteien. Die Arbeitgeber hatten außer ihrem Bun
desvorſtande eine große Zahl Vertreter der Lokalverbände mit
der Vertretung ihrer Intereſſen betraut, es mögen deren 70
anweſend ſein. Von den Verbänden der Maurer, Zimmerer
und der gewerblichen Bauhilfsarbeiter nehmen je vier Vor
ſtandsmitglieder und die Gauleiter an der Verhandlung teil,
die zuſammen 80 betragen mögen, während von dem chriſtlichen
Verbande allein 40 Vertreter anweſend ſind.

ber 8s 63 des Han-

Die Leitung der Verhandlung liegt wieder in den Händen der
drei unparteiiſchen Vorſitzenden Magiſtratsrat v. Schul z, Ge
richtsrat Dr. Poenner München und des Beigeordneten Dr.
Wiedfeld-Eſſen,

Den Antrag

19.

Seitdem am 24. und 25. März in Berlin zwiſchen den Par
teien das ſogenannte Vertragsmuſter vereinbart worden iſt
und auf deſſen Grundlage die örtlichen Organiſationen die
Einigungsverhandlungen pflegen ſollten, iſt nur in 15 Be-
zirken eine Einigung erzielt worden, während in mehr denn
50 Bezirken noch keine Verſtändigung herbeigeführt werden
konnte. Unter dieſen befinden ſich Berlin mit über 50 Vor
orte, das rheiniſch-weſtfäliſche Jnduſtriegebiet, welches 71
Städte und zahlreiche weitere Ortſchaften umfaßt, der Main-
gau, umſchließend 23 Städte von Mannheim bis Kaſſel und
von Wiesbaden bis Aſchaffenburg mit weit über 100 Ort-
ſchaften. Außerdem die bedeutendſten Bezirke, wie Leipgig,
Breslau, Bromberg, Stettin, Bremen, Osnabrück, Eiſenach,
Gotha, ganz Mecklenburg uſw.

Ueber die Verhandlungen ſelbſt iſt in der bürgerlichen
Preſſe mehrfach Unrichtiges und ſogar Widerſprechendes ver
öffentlicht worden, ſo daß wir nachſtehend darüber einen Be
richt von wohlinformierter Seite geben.

Zu Beginn der Verhandlung verlangten die Arbeitgeber die
Aufhebung einiger Sperren, die wegen der Lohnreduzierung
von den Zimmerern in Berlin über mehrere größere Firmen
verhängt ſind und wird das weitere Verhandeln von der Er-
füllung dieſes Verlangens abhängig gemacht. Jn einer langen
und ſcharfen Auseinanderſetzung wird von den Arbeitervertre-
tern die vorgenommene Lohnredugzierung entſprechend beleuchtet
und kritiſert.

Die Entrüſtung der Arbeitgeber iſt, abgeſehen von dieſer
Lohnreduktion, auch ſonſt völlig unangebracht, denn in Senf-
tenberg und an anderen Orten iſt von den Lokalverbänden des
Bundes nach Einleitung der Unterhandlung ausgeſperrt wor-
den. Schließlich verſtändigen ſich die Parteien dahin, daß bis
Montag die Berliner Sperren und die genannte Ausſperrung
für die Dauer der Verhandlung aufgehoben werden.

Nun erſt konnte, und zwar gegen Mittag, in die eigentliche
Verhandlung eingetreten werden.

Zunächſt kam Berlin an die Reihe. Stundenlang wogte ein
ſcharfer Redekampf hin und her. Die Arbeitgeber wollten ab
ſolut die Lohnreduzierung nicht zurücknehmen, viel weniger
noch Zugeſtändniſſe über den vor dem vorjährigen Streik üb-
lichen Lohnſatz von 75 Pfg. hinaus machen.

Sie verlangten, daß die Arbeiter ihre Forderung welche 80
und 82 Pf. für Maurer und Zimmerer betrugen bedingungs-
los zurücknehmen ſollten. Solange würden ſie keinen Pfennig
Aufbeſſerung anbieten. Die Arbeiter lehnten ebenſo entſchie
den dieſes Anſinnen ab und verlangten zunächſt ein Ent
gegenkommen.

Als die Verhandlungen auf den toten Punkt angekommen,
griffen die Vorſitzenden mit folgendem Vorſchlag ein:

„Nach reiflicher Erwägung der allgemeinen Lage und nach
den von den Parteien vorgetragenen Ausführungen machen die
fat unparteiiſchen Vorſitzenden einſtimmig folgenden Vor-

ag:
Nach dem Sinne der protokollariſchen Erklärung zu 4 vom

26. März 1008 ſoll bei den bevorſtehenden Vertr ſchlüſſen
für die einzelnen Begzirke keine Verſchlechterung der Arbeits
bedingungen eintreten. Dieſer Grundſatz, der auch aus all
gemeinen volkswirtſchaftlichen und ſogzialpolitiſchen Erwennt
gen von uns nur gebilligt werden kann, iſt bisher in allen re
gionalen Vertragsverhandlungen feſtgehalten worden. Er kann
unſeres Erachtens auch für Berlin keine Ausnahme erleiden,
zumal auch in Berlin infolge der allgemeinen Preisſteigerung
die Kaufkraft des Lohnes jedenfalls nicht größer iſt als früher.

Auf der anderen Seite iſt bei der derzeitigen, ungünſtigen all
gemeinen Wirtſchaftslage und bei der ſeit Jahresfriſt währen-
den und vorausſichtlich auch noch längere Zeit anhaltenden Ver
ſteifung, ja Verſchließung des Geldmarktes namentlich für Bau
kapitalien eine Lohnerhöhung im Berliner Baugewerbe nicht
voll durchführbar, auch würde angeſichts der Konkurrenz der
außerhalb des Vertrages ſtehenden Firmen allgemein eine
Lohnerhöhung für das Berliner Baugewerbe in der Praxis
nicht leicht durchzuführen ſein oder doch nur unter weſentlicher
Belaſtung der vertragstreuen Firmen.

Unter Berückſichtigung dieſer entgegenſtehenden Jntereſſen
und dieſer Geſichtspunkte ſchlagen wir vor:

der Lohn wird für die Zeit vom 1. Mai 1908 bis zum
31. März 1910 für Maurer auf 75 Pf., für Zimmerer eben
falls auf 75 Pf., für Bau Hilfsarbeiter auf 50 Pf. feſtgeſtzt.

Mit dieſem Vorſchlage mußten ſich nun die Parteien be
ſchäftigen. Jn langen Sonderberatungen und darauffolgender
gemeinſamer Konferenz mit den Berliner Arbeitgebervertretern
wurde endlich abends 9 Uhr die Einigung für Berlin perfekt.
Der Lohn ſoll dem Vorſchlage gemäß bemeſſen werden und die
übrigen Differenzen wurden ebenfalls beglichen, ſo daß der Ver
trag gegenüber ſeinem Vorgänger kaum eine weſentliche Aen-
derung aufweiſt. Natürlich müſſen erſt die Mitglieder der
Arbeiter und Unternehmerorganiſationen ſowie Zentral-
vorſtände die Zuſtimmung erteilen.

Mit der Erklärung der Vorſitzenden war aber auch der Ver
handlung aufs neue die ſehr wertvolle Richtlinie gegeben,
nämlich: daß Verſchlechterungen der Lohn- und Arbeitsbedin
gungen nicht eintreten dürften.

Dieſer ſcharf und präziſe ausgeſprochene Grundſatz iſt aber
von allgemeiner Bedeutung. Für das Baugewerbe aber war
er beſonders zeitgemäß, denn unter dem böſen Beiſpiele der
Berliner Bauunternehmer, verſuchten deren Kollegen in der
Provinz ſich ebenfalls in der Lohnredugierung und einige gin
gen noch weiter. So haben mehrere Orte wie Werder und
Oranienburg ſogar unter Vertragsbruch die Arbeits-
bedingungen zu verſchlechtern verſucht und zwar immer unter
Berufung auf Berlin, das dürfte nun anders werden.

Der zweite Verhandlungstag war den beiden großen Be
zirken Rheinland Weſtfalen und dem Maingau gewidmet.

Hier ſind die Löhne enorm er Sie betragen in Köln
58, in den anderen Großſtädten 65 Pf. und ſinken dann herab
bis auf 44 Pf. Jn Frankfurt a. M. beträgt er 54 Pf. Das
iſt im Vergleich zu den gleichen Orten in Mittel und Nord
deutſchland und unter Berückſichtigung der Preisverhältniſſe
jener Bezirke ein geringer Lohn.

Doch was nützen Gründe? Am Abend ſtand die Sache wie
azn Morgen, die Parteien waren ſich um keinen Schritt näher
gekornmen.

Schließlich waren alle Teile von der Nutzloſigkeit dieſer Ver
handlungsform überzeugt, und wurde der Vorſchlag akzeptiert,
eine Sonderkommiſſion, beſtehend aus acht Arbeitgebern und
der gleichen Zahl Arbeitnehmern, einzuſetzen, die mit den drei
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ſoll. Die Verhandlung am
Morgen und dauerte bis u Uhr
Ergebnis nicht der aufgewendeten

Begonnen wurde mit Oſt und
Pommern, Poſen, Schleſien, Kön
Thüringen, Brandenburg,
die mecklenburgiſchen Lande.

Auch vor dieſer Kommiſſion konnten nicht
erzielt werden, die Arbeiter beſchränkten ſich hier auf Be
gründung der For und die andere Seite führte die Ab-
lehnungsmomente an. poſitive Wert der Verhandlungen
beſteht darin, daß die Differenzpunkte ſind.
mancher Arbeitgeber der Provinz ſteht zwei beiſeite;
kam mit vielen Erwartungen, er hoffte hier Großes zu
und nun ſieht er ein ſo kleines Geſchlecht. So finden ſich denn
wieder die Landsleute zuſammen. Auf den Korridoren und in
den umliegenden Reſtaurationen werden Nebenverhandlungen
gepflogen und manche Verſtändigung ergielt, die zu Hauſe vor
dem „großen Tagen“ weit zurückgewieſen wurde

Das bleiben aber auch die einzigen poſitiven Erfolge. Drin-
nen im Saal wird geredet und die Sache bleibt wie ſie war.

Die Mecklenburger ſind die Großzügigſten. Arbeitgeber und
Gauleiter haben verſucht, für alle Orte der beiden Lande, nach
der Größe der Städte und Bezirke, unter Berückſichtigung der
land wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der induſtriellen Entwick-
lung, der Anerkennung der beſonderen Verhältniſſe in Bade
orten und dergleichen eine Gleichartigkeit der Löhne, der Ar
beitszeit, der Laufgeit bei Ueberlandarbeit uſw. herbeizuführen.

Sie ſind dabei auch nicht vor Lohnerhöhungen von 1 bis 5 Pf.
und ſogar nicht vor der Beſeitigung der elf- und zehneinhalb-
ſtündigen Arbeitszeit, die noch in einigen Bezirken beſteht, zu
rückgeſchreckt. Sie ſind einſichtig genug zu wiſſen, daß dieſe
Maßnahmen ihre Poſition ſtärkt und dies nicht nur in wirt-
ſchaftlicher Beziehung. Hier ſehen wir eine neue Norm der
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen im Werden.
RNimmt die Entwicklung dieſen Lauf, ſo werden auch die Arbei-
ter ſich damit abzufinden wiſſen.

Die Verhandlungen wurden auch am Sonntag fortgeſetzt.
Vormittags kam Rheinland- Weſtfalen und Mitteldeutſchland
(Waingau) an die Reihe. Das Ergebnis war wie vorauszu

am
doch entſprach das

Weſtpreußen, dann folgten
igreich und Provinz Sachſen,

Bremen Oldenburg und

2

ſehen gleich Null. Am Nachmittag verhandelte mit demſelben
negativen Erfolg Bayern, Württemberg, Baden und Elſaß-
Lothringen.

Verhandlungen für ſo große Wirtſchaftsgebiete ſind an und
für ſich und in normalen Zeiten recht ſchwierig. Für die vor
liegende wirkt die ſchlechte Konjunktur und die Stimmung in
Unternehmerkreiſen erſchwerend. Dann aber bietet das
gewerbe mit ſeinen örtlichen Verſchiedenartigkeiten aller Art
ganz beſondere Schwierigkeiten.

Am Montag vormittag 11 Uhr fand eine Plenarſitzung aller
Vertreter der Organiſationen ſtatt, der das Reſultat der Ver
handlungen in der Sonderkommiſſion unterbreitet wurde und
in welcher Weiſe weiter verhandelt werden kann, oder ob ein
Schiedsgericht angurufen iſt, das die ſtrittigen Fragen durch
einen Schiedsſpruch entſcheidet.

e o
Am Montag früh tagten die Parteien geſondert. Um 11 Uhr

begann die Plenarſitzung, in welcher zunächſt im Namen der
Unparteiiſchen Dr. Wiefeldt über das Reſultat der Kommiſ

ſionsberatung Bericht erſtattete. Darnach hat die Verhandlung
nur ſehr minimale Ergebniſſe gezeitigt. Vor den Verhand
lungen waren in 12 Orten die Differenzen erledigt, und jetzt iſt
in 57 Orten einie Einigung ergielt, während in 72 Orten und
den beiden großen Bezirken RheinlandW en und Mei-
ningen' die Differenzen noch nicht beglichen ſind.

Die Unparteiiſchen empfahlen den eien, die Differenz
punkte einem Schiedsgericht zu unterbreiten.

Die Arbeitnehmer ſtimmen dieſem Vorſchlage zu, wogegen
die Arbeitgeber erſt eine Sonderberatung abhalten. Um 4 Uhr
nachmittags erklären dann auch dieſe, daß ſie die drei Herren
erſuchen, ſich als Schiedsgericht zu konſtituieren und einen
Spruch zu fällen.

Der Arbeitgeberbund wird in ſeiner am 28. d. M. in Berlin
tagenden Generalverſammlung zu dieſem Schiedsſpruch Stel
lung nehmen. Die Arbeitnehmerorganiſationen dagegen müſ
ſen erſt in geſonderten Konferenzen mit ihren Organiſations
leitungen Beratungen pflegen. Dies ſoll am en Sonn
tag geſchehen. Dem Arbeitgeberbunde wird dann am Montag
das Reſultat der Abſtimmung der Arbeiterorganiſationen zu
geſtellt werden.
Der Schiedsfpruch, den der Schiedsgerichtsvorſiende Herr
v. Schulz abends gegen 7 Uhr verkündete, hat folgenden Wort
laut

Die in der heutigen Sitzung von den Bevollmächtigten
der ſämtlichen Beteiligten einſtimmig zu Schiedsrichtern ge
wählten drei Unparteiiſchen haben einſtimmig folgenden

n Schiedsſpruchgefällt
1. Jn keinem Lohngebiete darf irgendeine Verſchlechterung der

Lohnbedingungen eintreten.
2. Jn den Lohngebieten, wo zwiſchen den Parteien Lohn-

erhöhungen für die Vertragsdauer vereinbart ſind, ſind dieſe
Erhöhungen aufrecht zu erhalten.

3. Jn den Lohngebieten, wo von der zuſtändigen Arbeiter
organifation anläßlich der gegenwärtigen Bewegung im Bau
gewerbe Lohnerhöhungen ſchriftlich oder mündlich angeboten
hre ſind dieſe Erhöhungen ohne Einſchränkungen durchzu
führen.

4. Jn den Lohngebieten, wo nach dem 1. April 1906 keinerlei
Lohnerhöhung vorgenommen und auch nicht zum 1. April 1909
vorgeſehen iſt, iſt mit dem 1. April 1609 der Stundenlohn um1 f. zu erhöhen.

Für jeden Begzirk, nötigenfalls für jedes Lohngebiet, wird
ein Schiedsgericht unter dem Vorſitz eines Unparteliſchen durch
die zuſtändigen Organiſationen ſofort eingeſetzt, das die außer
der Lohnfrage beſtehenden Streitigkeiten bis zum 16. Mai d. J.
endgültig zu entſcheiden hat

6. Die Parteien haben bis Montag, den 4. Mai, vormittags
11 Uhr, dem Kollegium der Unparteiiſchen (Berlin, Zimmer
ſtraße 90/01) die Annahme oder Ablehnung des Schiedsſpruchs

anzuzeigen. cGerlin, den N. April 1908.
v. Schulz. Dr. Prenner.

Die junge Garde. Eine aus allen Teilen Denutſ
veſchickte außerordentliche Generalverſammlung des ſozialiſti
ſchen Verbandes der jungen Arbeiter und A erinnen
Deutſchlands hat am 8. Mai in Darmſtadt ſtattgefunden
und beriet über die durch das neue Reichsvereinsgeſetz ge

Wiedfeldt, z

[chaffene Lage dex Jugendorganjſationen. Als Vertreter des

Wenwle hen

beten San tise

9 Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Der intereſſanteſte Teil der geſtrigen Sitzung ſpielte ſich vo

dem Eintritt in die Tagesordnung ab. Gleich zu Anfang hatte
das Kollegium einen moraliſchen tritt des Magiſtrats
hinzunehmen. Es hatte in einer lezzten Si denMagiſtrat erſucht, dafür zu ſorgen, daß die e das

Droſchkenregulativ wohlwollender handhaben möge.
dieſes windelweiche Erſuchen antwortete der M at ſehr
von oben herab, daß es hier um eine der berühmten „reinen
Polizeiſachen“ handle, in denen die Stadtverordneten gefälli
das Maul zu halten hätten. Die Polizei ſoll und muß für
die Vertreter der Halleſchen Einwohnerſchaft ein Kräutlein
Rührmichnichtan bleiben. So will es die königlich preußiſche
Regierung, ſo will es ein hochwohlweiſer und hochwohllöb
licher Magiſtrat. Es iſt ja ſchließlich auch genug Ehre, wenn
die Einwohner die Polizei bezahlen dü Das Verhalten
des Magiſtrats liefert einen neuen Beitrag zum Kapitel:
„Kommunales Selbſtverwaltungsrecht“. Das Bürgertum ſorgt
täglich und ſtündlich für das hen des Polizeiſtaates und
der kleinlichen Bureaukratie. Und dabei ſtellt man ſich hin
und feiert den hundertſten Geburtstag der Städteordnung und
die „Selbſtverwaltung“ in hochtönenden Worten! Jn der
Praxis iſt man aber reaktionärer als das vormärgliche Preu
ßen. Der ſelige Freiherr von Stein würde ſich ob dieſer „ſelbſt
verwaltenden“ Propheten der Polizeiallmacht im Grabe herum
drehen. Vielleicht hat er aber ſchon längſt auf das Rumdrehen
verzichtet, denn angeſichts der neupreußiſchen Zuſtände käme
er aus der Rotati g heraus. Das Stadtver
ordneten-Kollegium nahm den ungnädigen MagiſtratsUkas
von wegen der „reinen Polizeiſache“ de und wehmütig hin.
Man habe „keine Macht“, dagegen Front zu machen. Das
ſtimmt ſchon, man hat keine Macht, weil man von jeher im
Bürgertum auf eine energiſche Oppoſition gegen Reaktion und
Bureaukratismus verzichtet hat.

Vor Eintritt in die Tagesordnung ſpielte ſich ferner eine
Epiſode aus dem Bruderkrige zwiſchen Kommunalvereinlern
und Beamten alias Halleſchen Bürgerverein ab. Jn einem
Wahlflugblatt der Kommunalen war den Stadtverordneten
aus den Reihen des Halleſchen Bürgervereins der Vorwurf ge
macht worden, daß ſie ſich von den Kommiſſionen und Depu
tationen zu drücken verſuchten. Darob eine geharniſchte Er
klärung der in Betracht kommenden Herren, die man im Be
richt nachleſen mag.

Nach dieſem intereſſanten Vorſpiel in zwei Akten trat man in
die Tagesordnung ein, die ohne bedeutunngsvolle Zwiſchenfälle
erledigt wurde. Denn daß die konſervativ liberal gepaarten
Vertreter des Halleſchen gertums für das Rennen der
ſächſtſchthüringiſchen Junker und Agrarier einen Rennpreis
von 1000 Mark ſtifteten, gehört zu den Selbſtverſtändlichkeiten,

über di ts der Unklarheit, dſohelen G a ne renmajorität nicht weiter zu wundern braucht. Unſer Genoſſe
Oſterburg predigte daher nur tauben Ohren, als er auf Ab
lehnung dieſes Rennpreiſes drang und Sparſamkeitsgründe
ins Feld führte. Was ein echter freiſinniger Stadtverordneter
iſt;, der ſchimpft wohl auf die Agrarier am Stammtiſche oder
an einem ſonſtigen ungefährlichen Orte, er bewilligt ihnen aber
Rennpreiſe und ſonſtige ſchöne Dinge.

Die Stadtverordneten-Erſatzwahl
hat nach amtlicher Feſtſtellung folgendes Reſultat gehabt Ab
gegeben wurden 4557 Stimmen, davon entfielen auf den Kan
didaten des Halleſchen Bürgervereins (der Beamten), Herrn
Dr. Steinbrücck 8459 und auf den Kandidaten der Kommu
nalvereinler, Herrn Oberingenieur Minner 1097 Stimmen,
1 Stimme wurde für ungültig erklärt. Die Kommunalverein
ler hatten nach den Berichten der Blätter 1150 Stim
men für ſich gegzählt. Nach dem amtlichen Wahlreſultate iſt
ſomit ihre Niederlage noch blamabler.

Am 1. Mai hat auch für die erſte Klaſſe der Vororte eine Er
ſatzwahl ſtattgefunden, da der Herr Baumeiſter Wolf ſein Man
dat niederg hatte. Merkwürdigerweiſe ſchweigt ſich die
bürgerliche Preſſe über dieſe Wahl aus. Es ſoll dabei nämlich
giemlicher Kuddelmuddel vorgekommen ſein. Die 8 oder O erſt
klaſſigen Herren, die dank des herrlichen Dreiklaſſenwahlſyſtems
hier wahlberechtigt waren, konnten offenbar keinen ge
Kandidaten in den Vororten finden. Es erſchienen nur 4 dieſer

igen zur Wahl; drei von ihnen wählten den HerrenDr. Küſtner, Bernburgerftrate wohnhaft, der vierte gab ſeine

Stimme für den z Stadtrat Eltze ab. Da die beiden
Herren in der Altſtadt wohnen, konnten ſie überhaupt
nicht gewählt werden. Die l iſt ſomit ungültig. Auf
die kommunal-yolitiſche Bildung der Herren mit dem
Geldſack wirft dieſe tragikomiſche Wahlepiſode ein recht bez
nendes Licht die allgemein politiſche Bildung wird damit l
auf gleicher Stufe ſtehen. Dadurch erhält auch der Wahl
„reſorm“plan der Nationalliberalen, die bekanntlich Preu
ßen das Pluralwahlrecht einführen wollen, eine eigenartige
Beleuchtung. Nach er „Reform“ ſollen die Herren von
Bildung und Beſitz doppeltes Stimmrecht erhalten. Dabei iſt
die politiſche Bildung und Schulung der meiſten dieſer Herren
ſo unvollkommen, daß jeder h r Arbeiter darüber lä
cheln muß. Die Wahl der Giebichenſteiner uſw. Erſtklaſſigen
zeigt deutlich, zu welchen Ungereimtheiten das widerſinnige
Dreiklaſſenfſtem, aber auch ein Pluralwahlfyſtem führen
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en Selbſtmordverſuch untoben Stahl in ſeinerdurch Er Er konnte lebend a ß
wurde aber in bewußtloſem Zuſtande ins
bracht. Die Motive zur Tat ſind unbekannt.

Verunglückter Geſchi Geſtern abendein Ge Sirrfuhrer des alen Spatzier an einem Neubau

in der re r Mann wollte mit ſeinem Geſchirr
aus einem Haufen abgeladenen Sandes herausfahren und trieb
di erde an. Das eine Pferd ſchlug aus un den Geictſgh er e r d wurde n ehe Ober-rer aus der Schotn r erunglückte wurde in das Eliſabeth-

s geſcha
Das rad tet wurde einem jungen Kutſcher, deres ne f geliehen hatte, an der le Vf raße

Merſeburgerſtraße. s Rad hat die Nummer 1165 667; es
hat geſtreckte Lenkſtange, Freilauf und Rücktrittbremſe.

Aus dem Bureau des Stadttheaters. r Fris Berend
kehrt als Gaſt für einen Abend an die S ſeines lang
jährigen, erfolgreichen Wirkens zurück, um dem Benefiz unſerer
bewährten Kaſſiererin, Frl. Emma Käſtner, einen beſonderen
Anzie ung u bieken. Die beiden r von Benedir Der enfriet und Die Dienſtboten gehören zu den ſtets

wirkungsvollen und gern Stücke des Autors.
Donnerst findet die letzte ne von Maeterlinks
Schauſpiel Monna Vanna ſtatt. r Sonnabend iſt eine ein
malige Aufführung von Maria Stuart mit Frl. Kornow
in der Titelrolle angeſetzt. Als Eliſabeth gaſtiert Frau Auguſta
Thièry vom Stadttheater in Leipzig auf Engagement für das
Fach der Heldenmutter und Anſtandsdame. x

Aus dem Bureau des Apollotheaters. Das Kölner Volks-
theater, das ſeit dem 1. ds. Mts. zu einem kurzen tſpiel
hier kehrt iſt, hat mit der Militärpoſſe Es lebe der Reſerve
mann auch diesmal zu beſte eingeführt. Wegen des
arken Andranges an den Abendkaſſen empfiehlt es ſich, den
agesverkauf im Theaterbureau zu benutzen. Telephoniſche

lungen unter Nr. 183.
Aus dem Burean des Walhallatheaters. Internationale

Zingkampſtennge Geſtern, r abend ſiegte Olaf
enrickſen über Vinzent Jlla nach 15 Minuten; Van der
eck nach 816 Minuten über Konſtantin Blume-Warſchau;

Gambier II. über Jwan e nach 8 Minuten und
Albert Sturm nach 7 Minuten über Eigemann.S nachmittags 4 Uhr findet im Walhalla

nder, Schüler- und Familienvor-
berühmten Zauberkünſtler Prof.

Kinder 20 Pf., Erwachſene

orgen,
eater eine einmalige

ellung, von dem
r Beiliſch aus Berlin, ſtatt.

80 Pf.
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Aus den Nachbarkreiſen.

Dem J
Ein UnternehmerAngebot. 3

z d r F. 27 in e ihauſen ſche er ut gepa andteder Streikleitung n Wert und dieſem den
Streikenden folgende Bedingungen:

weit ſie noch ge wer zu den
jedoch mit nachfolgenden Abänderungen begw. Ergänzungen,
wieder eingeſtellt werden:

1. Der Streik iſt als beendet zu erklären. L. Eine Anzahlfremder Arbeitskräfte, die ingwifchen engagiert wurden, muß

aufgenommen werden, wenn ſie auf Einſtellung beſteht. 8. Für
alle Akkorde, welche während der Streikperiode von andern
Arbeitern fertig geſtellt wurden, wird rer J
licher Erſatz ſeitens der Firma nicht rt; die Akkor
dagegen, r uxſprünglichen Unternehmer derſelben

v So W zur ASoweit e ener gen wegenim en W nehmen dieſelben unbedingt ihren

4. Jede Agitation innerhalb der Werkſtätten iſt ſtr
unterſagt und zieht ſofortige Entlaſſung und den Verluſt jeda
weden Anſ auf Fertigſtellung des eventl. bearbeitetenAkkordes nach ſich. Das i gilt von direkter oder indirekter

Beläſtigung und kane Mitarbeitern gegenüber. 5. Kein
Arbeiter darf ohne Verſtändigung ſeines Vorgeſetzten ſeinen
Arbeitsplatz verlaſſen, auch andere Arbeitsräume nur dann
betreten, wenn er dort in Verbindung mit ſeiner Arbeit zu tun
hat. 6. Solange eine Kantine in Betrieb iſt, iſt es unterſagt,
die Lehrlinge zum Einholen von Frühſtück oder Veſper pp.
au lb der zu benutzen.

n ja ſeinen Sieg ſchon äußerſt ſicher in der
Taſche zu haben. Wir zweifeln noch daran, daß dieſe Bedin
gungen von den Streikenden ohne jede Gegenwehr anerkannt
werden. Ganz oben drauf iſt Herr Braun wohl doch noch nicht,
onſt würde er wohl ſein z uns auf dieſere Berichti eine Bert gzuzufenden,

haben. Der der eikkommiſſion gezeigte Brief an die Re
daktion des Volksblattes ſcheint von der Poſt nicht befördert
worden zu r Oder verhinderten etwa andere Umſtände

7ſetne

unehmen.
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a. Le ee re u rates mögen a
alte e Serkehnen“ ſe haben von

e h Frriteset t4. Mai. Auskunftſtelle. Die Auskunftſtelle dera e beßndet ſich von jetzt ab nicht mehr Bismarck

e
e und Freitags von 5--7 u erteilt.r 4. Mai. E. B.) Verſchmelzung. Die bei-
den T Huartett und Sängerbund, haben
h ſich en. Der neue Verein trägt denNamen xTeuchern, 4. (E. v Vom Bürgerrechtsgeld.Für Keun via e kann man in unſerer Stadt Bürger werden,

33 c nehmen auch hieſige Einwohner Gelegenheit,
Bürgertitel durch Zahlung der neun Meter zu erwerben. per e immer iſt es den um das Bürgerrecht NachS möglich, die Summe ſofort zu zahlen. Es wird um

rn gewordenen Arbeiter mögen dann bei der
tadtverordnete l dafür ſorgen, daß Leute ge

ucht, und dieſe wird meiſtens auch gewährt. Doch ſoll

nä

S werden, die endlich dieſen alten Zopf beſeitigen.

rbeiter Zu rn keit dafür ſorgen, daß ihre neun
onſt machen ſie die nicht immerr des Mannes mit dem blauen Rock.

Ggleben, 4. Mai. (E. B.) Richtigſtellung. Zu demBericht über die Firma Thiemann Nr. 100 des Volks lattee)

wird noch mitgeteilt, daß bei der Firma ein Tarif beſteht, nach
dem pro Ueberſtunde 5 Pfennig mehr gezahlt werden.

Wandersleben, 6. Mai. (E. B.) Die Urwählerliſten
liegen nur am 68. Mai, alſo morgen, Mittwoch, aus.

Rerſeburg, 5. Mai. (E. B.) Die jetzt ausliegenden Wähler-
kiſten ſind äußerſt mangelhaft angefertigt. Die Gewerkſchafts
vorſtände müſſen ſofort ihre Liſten von den Genoſſen Röder
und Julich abholen. Morgen Mittwoch iſt der letzte Tag der
Auslegung.

Merſeburg, 4. Mai. (E. B.) Eine Volksverſamm-l u L findet n n zu der KaiſerWilhelms
e 47 Reichstagsabgeordneterever a h Die c werden erſucht,

an dieſem Tage 72 Verſammlungen ausfallen zu laſſen.

Modelwitz, 4. Mai. Jn der n referierte Genoſſe Krüger- Leipzig. Anweſend waren gegen 150
Perſonen.
Lützen, 4. Mai. (E. B.)
1. Mai ſprach in einer

Ueber die Bedeutun
ut beſuchten

des

Salatächt n der Diskuſſfion monierte Geno

letzter Zeit zutage getretene Jntereſſenl der Partei
eber die vom Genoſſen Gräfe geübte Kritik ſoll inber er gen Parteiverſammlung verhandelt werden.

Bitterfeld, 4. Mai. (E. B.) Die Bauarbeiterſchutz
Kommiſſion, deren Errichtung vom Gewerkſchaftskartell
angeregt worden war, hat ſich konſtituiert. Die Mitglieder der
in Betracht kommenden Gewerkſchaften wollen eventuelle Be

e v rſre gern Leteeceecher ſonen gur
Bitterfeld, 4. Mai. er e durs Erhängen beging

u Sattler Melzer. Er wurde in der Nähe des doh

Buſ unden. Andauernde K il ſoll Mr i uern rankheil ſo
Artern, 4. Mai. (E. B.) Zur v Maifeier am 1. Mai

hatten ſich abends gegen 80 Perſonen im Vereinslokal zu
ererr In der Verſammlung am 3 Mai waren 150
nen anweſend. Genoſſe Winler Frankenhauſen refe
rierte.

Mai. (E. B) Jm Gefängnis erhängt hat
e der Schuhmachermeiſter Günther, der auf dieLare ſeiner von ihm mißhandelten S am Sonnabend

verhaftet worden war. Er ſoll die Schweſtern Rein und Becher
ermordet, beraubt und ihr Haus angezündet haben.

Gewerkſchallliches.
Streikbrecherorgan und Streikbrecherorganiſation.

Der Vorwärts berichtet: Wir haben bei verſchiedenen Ge
legenheiten ſchon feſtſtellen können. daß der Arbeitsmarkt der
Berliner V Volkszeitung Streikbrechergeſuche enthält. Das hin
dert die Redaktion dieſes Blattes nicht, ſich ſeelenruhig als den
Organiſationen und der Organiſationstätigkeit der Arbeiter
ſchaft freundlich geſinnt hinzuſtellen. Beſonders gern geriert
ſie als Sprachrohr der Hirſch-Dunckerſchen. Da auch dieſe
über Arbeiterſolidarität ihre eigenen Auffaſſungen haben, er
geben ſich daraus keine Konflikte. Jm Gegenteil arbeitenHirſchDungerſche und Volkszeitung bei der Verſorgung der

Unternehmer mit Streikbrechern ſogar Hand in Hand.
Der Ausſtand in der Schuhfabrik von B. Krauſe, Weinbergs

weg 28, dauert unverändert fort. Mit vieler Mühe hat der
Fabrikant etliche ungelernte Arbeitskräfte geworben, da kom
men ihm Gewerkverein und Volkszeitung als rettende Engel.
Nicht genug, daß die beiden Gewerkvereinler, welche ſich dem
Ausſtande angeſchloſſen hatten, von der Leitung veranlaßt wur
den, die Arbeit aufzunehmen ein Gewerkvereinler war von
vornherein ſtehen geblieben läßt derſelbe Gewerkverein folgende Annonce in die hieſige Volkszeitung ſetzen:

Vom
Hirſch Dunckerſchen Gewerkverein

werden Einleiſter, Nachputzer, Ueberholer, Auf
ſohler, Maſchinenwirker, Sohlenriſſer für
dauernde Beſchäftigung geſucht.

Schuhfabrik Weinbergsweg 2.
So ſpringt eine Arbeiterorganiſation, welche Anſpruch dar-

auf erhebt, für die Intereſſen der Arbeiter zu wirken, einem
bedrängten Fabrikanten zu Hilfe und etabliert ſich als Streik-
brecheragentur, und ein Blatt, das ſich Volks Zeitung nennt,
macht dieſen Arbeiterverrat mit. Nur gut, daß der Gewerk-
verein der Lederarbeiter in Berlin ſo wenige Schuhmacher
zählt, daß er nicht einmal imſtande iſt, eine mittlere Schuh
fabrik mit geübten Arbeitskräften zu beſetzen, und auch dieſe
freiwillige Hilfe den Fabrikanten nicht retten wird. Für die
Verluſte, welche derſelbe erleidet, möge er ſich bei den Vor
ſitzenden des Fabrikantenverbandes Herrn Schlitzweg bedanken,
welcher das weitgehende Entgegenkommen der Arbeiter zurück-
wies, während der Fabrikant geneigt ſchien, dasſelbe zu akzep
tieren.

Der Schiedsſpruch für das Baugewerbe iſt jetzt auch von den
Arbeiterorganiſationen angenommen worden. Damit iſt der
Friede im deutſchen Baugewerbe bis 1010 geſichert.

Streiks und Lohnbewegungen. Die Tunnelarbeiter an der
Tauernbahn ſtreiken. Jnfanterie iſt in das Streikgebiet ab

gangen. 6000 Werftarbeiter der Clydewerft ſind, wie ausLeo gemeldet wird, in den Ausſtand getreten. Man be
r daß gegen 60 000 Arbeiter ſich den Streik anſchließen

werden.

Polſzeilſches und Gerichtlſches.
g Strafkonto der Preſſe. Genoſſe Petzold von der Tribüne

in Erfurt wurde vom Schöffengericht Jlmenau wegen Beleidi-
gung eines bürgerlichen Redakteurs zu 50 Mk. Geldſtrafe ver
urteilt. Die Beleidigung ſoll in einem Abwehrartikel gegen
eine Notiz der „Henne“ enthalten ſein.

Aus gem Reiche.

Berlin. Gefaßter Mörder einer Gaſtwirtſchaft in
r Star wurde der rder Ondragzik, der vorrzem Frau ermordete, verhaftet. Er will die at in ſinn

loſer Wut begangen haben.München. Blitſchlag. a einem über München und
Umgegend niedergegäangenen Gewitter ug der Blitz in eine

fherde und tötete acht Schafe. Auch der Hirte wurde vom
Blitz geſtrerft und bewußtlos am Boden gefunden. Das inſeinen Taſchen befindliche Geld ſowie h Kette waren
geſchmolzen.

Karlsruhe. Mord. Wie die Badiſche Landeszeitun aus
e meldet, wurde die Frau des Gemeinderechners Müller
n ern nachmitlag im Abort ermordtt r efunden. Als Täter

mit der L2 jährige Bäcker Wittoni rage, welchem Ob
dach gewährt worden war.

Vermiſchtes.
Berhafteier Pfarrer. Jn St. Gallen wurde der wegen

Betrügereien ſteckbrieflich verfolgte Pfarrer Liedke aus Oſt
preußen verhaftet.

Eine große Lawine ging im Zillertal in der Nähe der Ort-
ſchaft Dornauberg nieder. Die Ortſchaft Mayerhofen wurde
über ſchwemmt. Der Schaden an Feldern und Gärten iſt groß.

Bei Chamrix (Frankreich) wurden durch eine Lawine achtArbeiter verſchüttet. Zwei ſind tot, die übrigen ſchwer verletzt.

Ein Luſtmord wurde an der deutſch belgiſchen Grenze in
der Gegend von Eupen verübt. Die 16ährige Tochter eines
Landwirtes wurde durch mit Polizeihunden verſehenen Gen-
darmen ermordet aufgefunden. Die Täter ſind unbekannt.

Opfer des Stiergefechtes. Jn Granada wurde bei einem
Stiergefecht ein Toreador von einem Stier mehrfach auf die Hör-
ner genommen und in die Höhe geworfen. Ein BVanderillero
wurde von einem Stier gegen die ranken geworfen und
wer verletzt. h Schar junger Burſchen ſtieg in die Arena

inab, um die Stiere zu reizen, mehrere Burſchen wurden
ſchwer verletzt. Zu guterletzt brach im Zirkus auch noch Feuer
aus, welches die oberſten Galerien zerſtörte.

Gerichtsſaal.
8c6 wurgericht,

Halle a. S., 4. Mal.
Heute begann am hieſigen X richt unter dem Vorſitz

des Land erichts- Direktors Reuter die dritte diesjährige
Schwurgerichtsperiode. Die Anklage vertrat Staatsanwalt
Tülcke und als Verteidiger des Ängeklagten wirkte Juſtiz
Feſt F ä h ſah t v Angeege Wnh v es r s
aft vorge er vorbeſtrafte e mie ePeter aus Löbejün, der der t 6

vorſätzlichen Brandſtiftung
und wiſſentlich falſchen Anſchuldigung beſchuldigt wurde. DieSache hat im Januar d. ſchon einmal die hieſis ge Straf-

kammer beſchäftigt und zwar mit dem Ergebnis, daß Peter
wegen ſogen. Verſtrickung und wiſſentlich J w
gung zu einem Jahre Gefängnis verurteilt wurde. Auf ein-
gelegte Reviſion des Angeklagten bei dem Reichsgericht kam
aber die W Inſtanz zu der Entſcheidung, es ſcheine vor
ſätzliche Brandſtiftung vorzuliegen, 4 die Sache dem
Ka ort in e zu dern ei m oll in derLefe t der' galt eſtohl ſ e ſolte, n py rafer, g n eweſen ſein ſo vo a rdet und den F leiſe er Wühelm Hödicke der tn e
ſchuldi t e Die Familie Peter ſteht bei wo
dern in Löbejün und Umgegend in dem Verdachte,

elddiebſtähle zu begehen. Frau Peter betreibt ein Fuhr
und ne chäft und wird dabei von ihren Söhnen ünter
ützt. Am Abend des 30. Auguſt wurde Frau Peter mithren beiden Söhnen u dem Feide von W Flurhüter an

weil er ſie im Verdach v kehf daß ſie eine r uhre
er bie ſie mit äd L et ohlen hätten. Er be g.ne ber Haf Fauſt v ab g r T m
er n wegzu en. e ers behaupteten, der Hafeſeh v ihnen, u ſagten, der Feldhüter habe gar kein

en Hafer zu Fiznnehnen Angeſtellte v en
afer Peters och nicht ſchnitte Er

der Hafer auf dem Felde gel
Merkwürdig iſt aber wiederumIt worden iſt. ätbedet

gaben aber, daß der
i h ſein ſoll, währen
rei Dreſchen war.ein entimer des wirt nicht ermi
11 Uhr wurde dem wagen Peter nochmals ang Pden bereits wieder auf agen geladenen Hafer chier Jn der Nacht Peen Uhr ſoll ſi v

ekers Behauptung folgender Vorgang auf dem Felde abgeVicit haben. Als er oben auf dem Fuder lag, um den Hafer

Kleines Feulſlleton.

tage die ſoziale Frage nicht nuru ters Volk. Da Art
t rage, ein Streben nach beſſerer Nahrung und Jde n rößerem e überhaupt iſt, ſondern ebenſo
wohl die Kltigun d en Hut W d Volkes inſWüre iſt namentlich ufe der l Le Jahre immer klarereworden, doch iſt vie e zu rB dig. n i grift 2
eng wie Profeſſor Dr. Rei 4 „Dokumentenortſchritts“ le Georg Reimer Berlin erörtert,
nichts an Mit em Lif fer e die geiſtig r

circenses“
(Brot und Spiele) lautet heute noch der Ruf, aber keine

rohen und frivolen Zirkuskünſte werden gefordert, ſondern die
reine Kunſt in ihren edelſten Aeußerungen. Freude an der
r i a wünſchenswert, kann er den Menſchen, dern Aer Krie“ tie r r ehe anen nicht vollauf en n, abgeſehena e der Natur mit r n an Zeit
Geld iſt. Um nun die dem Volke zumuß ſie vor allem aus der des erwerden, deſſen ausſchließliche Domäne ſie bis jetzt wardie tiefſten und auserleſenſten Ku en erfaßt derahnun le Sie r wag r henen ſicherer als der

enge Horigont eines blaſierten Genießers. Was iſt nun bis
heute ſchon geſchehen, um die Kunſt dem Volke ugänalis zu
machen, und was ann noch e See r vor h
i waren die en Sonnkags ganzloſſen oder nur an dr an I n a anntagen nur an Naeg i eöffnet, wie ſie den e
ſchen der Vergnügungsreiſenden un rufsloſen entſprmochten, während die Maſſe der Erwerbstätigen n chl c

blieb. Jn den neunziger Jahren a e eine rre daß wenigſtens Sonnt Muſe m 4 ed g n an 8 t i ger e uft b
den n ag zum Au nh a denn endl e e eie tri c e
h 76 r gbendz e c ten, d loß ſich vondieſer ſegen er e t n aus.ur in einem n eng 7 ree unter h Daitung a
r u tre d e die ekit Jede rfſchule r ngen,icha Jirt r e dert ulär a ecta
ver sm wenig zu ihrer ege Tund der Stact muſfen ier in Zukunft

helfen ſo das 53

mäßige Ko F. von honorierten eee veranſtaltet werfür bie Dur et ilt, t Vezie t a das
Theater, ſei e n undertenwar es Tradition, daß die x nen nicht unerheblichen

Teil der a für ihr künſtleriſches wegen enverwendeten rend aber ihre e Muſeen allmählich in den itgenuß z der algeme ergn en, ſindbeim Theater ſag des d en d eſitzen
den immer mehr mi ende Teilhaber geworden, wäh
rend die häufigen Freitheater von früher in Fortfall gekommenind. Da die Regierung ſich nicht um die legte des

olkes zu kümmern ſälen ſo in Berlin die „Freie
Volksbühne“ gegründet, Seitdem wird in Reihe deutſcher
Städte dafür geſorgt, da ſen e uiſ nungen hervorrage ider Dramen und Opern eiter a i vertragsmatte Der Staat J die an öglichkeit, z z

tnismäßig geringen S en für die Literatur, für Maſſenrigen anerkannt r erke Erhebliches zu lei en Die
rrichtung von z wäre in erſter Linie Sachemeinden, in den Dörfern nicht r als in denEhre Die dagegen en n en der National-

literatur aber ſollten im ei er S e haben ſein,
und der Staat ſollte gut n ſelbſtveranlaffen, ſtatt dies r e er n en u Wurſt
Das gl r ilt den der Meiſterwerke deranderen e. Kunſt iſt kein Luxus für Bemittelte, riſt eine Keine hie it ür alle. Geben wir endlich dem Volke

die Kunſt und der K das Volk, beiden zum Heile.
Wir geben dieſe Anregungen des um die Volkskultur ver

dienten Mannes ohne Kommentar wieder und brauchen gar
nicht beſonders darauf hinzuweiſen, daß der Staat, der die
See ger r e von der Ärbeiterklaſſe geſchaffen
werden muß. nigſtens in Preußen dasProletariat weſen T f iEerwſthite angewieſen.

d h ne im r Der Pariſer 2 unerren um 60 rig c r winb Ja i ins berg rS Marie aue Erlke e undr W einem r edlen Mit S e
ukommen. ren mit ſeinemſpazieren S a h ſten h r das gaſtliche

e zurück. h mußte Je

derer S i nach ihrer Auffaſſung
h m e hezragg en haben, wier Sie verlangten knczund ne rer u andelt zu T werren, Unſer Genoſſe
Herböé, der gerade en ſeiner t r Wo n

e wir dem von i Ile

an den r Cbemenceauiniſter! Es wäre mir an r jeden Diens
kag von 2 u nachmittags bis Zttew der Herſtellungdes Guerre Sociale zugegen ſein nnn Einem alten
Journaliſten, wie Jhnen, brauche ich e geinanergleten
welchen Nutzen es für eine W ſeine Leſer wie füreine Redakteure hat, wenn e teur von Zeit zu
t dabei iſt. See wäre woht aus der „L'Aurore“ warden

eit, da Sie die Fälſcherbande des Generalſtabes in dſre gogen, wie ich e örderbande in Marokko in den Dreg
zog, wenn man Sie, görlich unter dem trügeriſchen Vor
wande, Sie hätten die Armee verleumdet, eingeſperrt hätte,

J Jhnen zu geſtatten, die Verirrungen J res
ohier zu überwachen! Da unſere tun der Untertzung des Kaiſers Wilhelm n er die ittel tbat Wir ein gute zu z len u ich ſe

Weg vom G e 17 unſer Bureauwenn die Herren i d i r beg ten tten, dchnit
einverſtanden wären. e ſſe, das Sieimmer dem Guerre So die r. eſen h veten und t minder
auf Jhre Achtung vor der Gleichheit, deren Name ogar z

auern unſerer republikaniſchen rtangnf e thront.
bin, mein lieber Miniſter und ehemaliger ege, Euer Ex
zelleng ergebenſter Gefangener G. Hervs.

Gleichzeitig richtete ein anderer Sträfling namens Lacour
ebenfalls einen Brief an den Miniſter, der Aale veeragken
lautete: „Herr Miniſter, lieber Freund! Wir ſind hier Zellen
nachbarn des Herrn Rochette, zwölf Maurergeſellen, die Sie
eingelocht haben, ohne Zweifel, um uns das ſal zu er
ſparen, von unſeren Unternehmern F. die Straße geworfen
u werden. Wir danken Jhnen, daß Sie uns ſo vor der Ausrin bewahrt haben, die alle unſere Maurerkollegen traf.
nd wir möchten Sie ergebenſt bitten, Jhrer Fürſorge die

Krone auf etzen und uns zu erlauben, zur Arbeit S u gehen,
r

folgenden Briele in lieber

Freundes

rbei
da unſere Arbeitsſtätten wieder geöffnet r u e mei
nen, e In ere definitive Aus ver isanordnen ollen, wo wir r Wo n n onate zug S haben, ſo werden Sie d die
unſerm Nachbar Rochette gewährte Gunſt ernwollen, v uns geſtatten, alle Morgen zur a t zu gehen,

begleitet von zwei Wachtmeiſtern. nur Kameraden auf dem
Bauplatze werden dieſen ſicherlich dieſelbe Hochachtung baweiſen, wie Jhnen ſelbſt, falls Sie ſich dahin trauen ſöuten,
Mit ausgezeichneter Hochachtung im Namen der zwölf ausge
ſperrten Maurergeſellen Lacour.“

auf die bürgerliche rechtigt e
Elemenceau insbeſondere ſicherlich

Herr Clemenceau wird d ch dieſe beiden durch einen ge
nisbeamten beglaubigte riefe, o eine treffſichere ire

und auf d
nDemokraten

inter den



en hat d See ehe den,
Hafer in Brand geſeht. Er ſei dann ſofort von dem Wagen

einen ung Mann einemunde geſehen und in dem Flüchtling den Fleif V
Auf den Ruf: „Hund, wie kannſt Du me gen

anſtecken,“ habe Hödicke nichts anzuzeigen, woraufer, Peter, ſich allerdings nicht eingelaſſen. Dann er. Hödicke

nen Hund a hmagten, ſchließli
n gehett, und das Vieh habe Ange
ie Kleidungsſtücke zerriſſen. Am 31. Aug.

erſtattete dann Peter die Anzeige gegen Hödicke.
Der Angeklagte behauptet heute noch, Hödicke habe den

Hafer angezündet. Zeuge Hödicke beſtritt aber mit aller Ent-
ſchiedenheit, der Brandſtifter geweſen zu ſein und betonte dies
mit der Wendung unter dem Eide: „So wahr ich hier krank
ſtehe.“ Er war am betreffenden Morgen nur auf ſein Feld

en, um einmal zu ſchauen, ob nicht geſtohlen werde.
e ſoll allerdings in Löbejün auch nicht in dem beſten

ufe ſtehen und vorbeſtraft ſein. Der Gendarm ſagt, er ſei
der Beſte auch nicht; Zeuge Hödicke macht aber einen mehr
harmloſen Eindruck.

Nach dem Urteil des Reichsgerichts iſt die r
de Hafers nicht zu Recht erfolgt, da weder der Feldhüter
noch der Gendarm befugt geweſen ſeien, e anzu
ordnen. Dagegen iſt nach Anſicht des Reichsgerichts der Ha
fer geſtohlen, und nur bei dieſer Annahme könnte ſtrafbare
Brandſtiftung vorliegen. War der Hafer das rechtmäßige
Eigentum des Peter, ſo durfte er ihn wgeſcft in Brandſten Nur die Anzündung eines Wohnhauſes iſt in jedem
S ſtrafbar, auch wenn ſie durch den Hauseigentümer ſelbſt

olgt. Anzündung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe iſt da-
abgeſehen von gewiſſen Ausnahmefällen, nur dann

mit

nen

afbar, wenn ſie fremdes Eigentum ſind. Es wurde den Ge
ſchworenen daher in der Rechtsbelehrung bedeutet, daß ſie

i Verneinung der erſten Schuldfrage, ob der Hafer geſtohlen
fei, auch die zweite betreffs vorſählicher Brandſtiftung ver
neinen müßten.
Die Geſchworenen dieſe beiden Schuldfragen ſowie
Be dritte r dir un falſchen Anſchuldigung unter

un dernder e.Strafe des Angeklagten, weil nur von ihm ſelbſt
Reviſion eingelegt iſt, nicht erhöht werden kann, ſo

taatsanwalt wiederum ein Jahr Gefängnis. Der Ge-
rihtshof erkannte aber nur auf

neun Monate
mit Anrechnung von drei Monaten der Unterſuchungshaft.
Es wurde aber nebenbei auf Ehrenrechtsverluſt erkannt.

Scöffengericht.
Bei bem Armenvater. Wegen Kör eng war

ein bejahrter Arbeiter angeklagt, der am 26. März d. J. auf der
Straße eine Arbeiterfrau mit einem Mauerſtein bedroht und

einem harten Kern tand auf die Naſe geſchlagen haben
e. Der Beſchuldigte bekannte vor u der Paſtor

ohnung gekommen ſei und da die Not
r Frau krank geweſen ſei, habe er angeordnet, die Frau

nach dem Armenvater und dort einen Kohlenzettel,
e eine Unterſtützung in bar Der Mann ging dann

ch in Begleitung ſeiner kranken Frau, die ſich ſchlecht fort
en konnte, nach dem in der Schillerſtraße wohnenden

Armenvater und als er dort ankam, bemerkte er, daß auch
Proletarierfrauen aus ſeinem Hauſe nach dem Armen-

r wollten, um ſich einen Kohlengettel verſchreiben g. laſſen.
s nach dem Klingeln der drei Bedürftigen an der Korridor

ienſtmädchen die Tür öffnete, ſagte der Angeklagte,
rof. Schwabe, müßte kommen, er, Angeklag-

wolle einmal ſein d Als dann der Armen-
ter dam, ſagte der n die beiden Frauen aus

feinem e wären keine hlenzettel wert,
änner ienten 65

enn deren
Pf. yro Stunde als Steinſetzer. Die

S v s t ntſchied ſich dahingehend, auch dem
t er rm er e t az jern, well

ni

in ſeine

da ihre Männer krank bezw. arbeitslos

den Kohlengzettel zu er die Mitbewer-
anſchwärgzte icht an ſeinen „richtigen“
er hatte. s ſich dann die Abgewieſenen
chillerftraße wieder trafen, entſtand ein furchtbarer

Der Angeklagte meinte, die eine Frau habe den Mund
aufgeriſſen, als hätte ſie die ganze Ponſera e ver

lin wollen. ſch t die Frau auf die Naſe, daß ſi
muß dafür 15 Mark Geldſtrafe zahlen.

er

utets und
n o gel. Ein früherer Maler, ſpäterer Wäſcherei-

er ſich durch ſein vorlautes Weſen ſchon öfter erheb-li lnannehmiſgteiten bereitet hat, erſchien am Abend des
18. März in dem Reſtaurant Zum weißen Rofz, wo er verſchie
denen Arbeitern ſeine Erlebniſſe und Heldentaten unterbreitete.

man ihm einiges nicht glauben wollte, und ein Gaſt ihn
ſſcherghaft als Polizeiſpitzel bezeichnete, wurde er derartig unenehm und uſgeregt daß man ihn nicht ganz ſanft zum

Lokal hinausbeförderte. Als er draußen ſein Herz ausſchüt-
tete und auf der Straße verkündete, wie es nur möglich ſei,
einen c anſtändigen Mann wie ihn hinauszuwerfen, fiel er
re icherweiſe einem Poliziſten in die Hände. Dieſem ſagte

rflüſſgerweiſe, daß der 18. März ſei und er die Bedeutun
des Tages kennen müßte. Der Poliziſt ſchien auf die Er
lung von dem 18. März gerade gewartet haben n 4

ezu ermden Geſprächigen ruhig zu ſein und nahm ihn ſchließlie her als en ellendem n tig das
1 Aus dem Lokal ſchmeißen ſie mich hinaus und nen-

nen mich unſchuldig Polizeiſpitzel, und draußen nehmen Sie
ich feſt; das iſt ja ein netter 18. März.“ Wegen dieſes Vor-

ange hatte der Maler ein Strafmandat über 8 Mark erhalten.
ntragt Fee Entſcheidung und beklagte ſich bitter

ch vor dem Schöffengericht über die Halleſche Polizei, die
gegen ihn voreingenommen ſei, weil er ſich früher einmal „zu
einer gewiſſen Partei bekannt habe. mme wegen des
Termins extra von Plauen her und verreiſe deshalb nicht we
niger als 17 Mark; die Wahrnehmung des Termins koſte ihm
irka 29 Mark; weil er aber das Recht vertrete und jetzt das

und Ausland bereiſe einen diesbezüglichen Paß habe er
am betreffenden Abend der Polizei als Legitimation angeboten

müſſe er die Strafe von 8 Mark los werden. Man möge beſenken was der Ausbdrug Poligeiſpivel für ein gewaltiger Vor
wurf ſei. Und wenn man aus einer Kneipe ungerechtfertigt

Sportwagen

von 105 M. an. von 2 Mark ax.
RKestoen Lettuon abrikas,

le Mussbaum, Gr. Ulrichstr.
60/61.

d C Stimme re können. Der Pol r
wegden gehabt, ihm zu „Wenn da drinnen
ruhig verhalten hätten, dann man Sie jedenfalls nicht

e eerhandlun e unels verwer en er hat nun e den Reiſetoſten
auch noch die Gerichtskoſten zu zahlen.

Verzammlungsberichte.
h Halle. Am 26. April fand eine kombinierte Mit

gliederverſammlung der Sektionen und II ſtatt. Vor Eintritt
in die r r wurde vom Vorſitzenden bekannt ge
eben, daß die Mitglieder Franz Ganz und Guſtav Vetter verſtorben ſind. Zu Ehren rer erhoben ſich die Anweſenden

von ihren Pläßen. Die Aufnahme der neueingetretenen Mit
lieder wurde gutgeheißen, mit Ausnahme der Gebr. Probſt,
uerfurt. Nachdem aber der Gauleiter die Sache klargelegt.

fand ſich die Verſammlung auch damit ab. Der Kaſſierer gab
die Abrechnung vom 1. Quartal 1908 für beide Sektionen,
dieſe iſt von den Reviſoren geprüft und richtig befunden, und
wurde dem Kaſſierer Entlaſtung erteilt. Nachdem dann der
Kartellbericht erſtattet war, kamen unter Gewerkſchaftlichen
verſchiedene Mißſtände zur Sprache. Kollege Gräfe bedauerte,
d ie Ablieferung die ausgegebenen Fragebogen ſeitens der
Hilfsarbeiter eine ziemlich mangelhafte geweſen iſt. Von den
in Sektion II organiſierten Hilfsarbeitern kann zum mindeſten
verlangt werden, daß dieſe ſich an derartigen Statiſtiken voll
zäblig beteiligen. Da die bei der J Sperling beſchäftig-
ten Kollegen nicht wiſſen, welche ſätze ſie zu verlangen
haben, wurde dieſen geraten, ſich den Tarif genau durchzuleſen
und ſich in die Verſammlungen zu bemühen, wo ihnen jederzeitAufklärung gegeben wird. m übrigen ſind alle Beſchwerden
betreffs Nichteinhaltung des Tarifes an die Mitglieder der
Schlichtungskommiſſion P. Göhre und O. Koch zu richten, da
ich auf dieſem Wege ſolche am ſchnellſten regeln laſſen. Beim
unkt Maifeier referierte Gauleiter P. Göhre über Bedeutun

und Zweck der Maifeier und betonte beſonders, daß es diesma
ilt, für ein beſſers Landtagswahlrecht zu demonſtrieren. Beſhloſen wurde, am 1. Mai die Arbeit ruhen zu laſſen. H. E.

Naumburg. Generalverſammlung des Konſum-
vereins vom 27. April. Der Vorſitzende erſtattete Bericht
vom erſten Geſchäftshalbjahr. Es iſt erſichtlich, daß der Ver
ein wirtſchaftlich gut arbeitet und ſehr wohl in der Lage iſt,
den berechtigten Anforderungen, welche die Mitglieder an eine
ſolche Jnſtitution ſtellen zu genügen. Leider gibt es noch viele
Arbeiter, welche dieſes nicht einſehen, ſich dem Konſumverein
nicht anſchließen ſondern lieber den Krämern den Geſchäfts
gewinn zutragen, während doch der Geſchäftsgewinn im Kon-
ſumverein ihnen ſelbſt in Form von Rückvergütung und anderer
wirtſchaftlicher Vorteile zugute kommt. Weiter wurde ver
handelt über die Wahl des Geſchäftsführers. Seine Amts-
periode läuft ab. Der Aufſichtsrat brachte ſeine Wiederwahl
nicht in Vorſchlag, ſondern beantragte Ausſchreibung der Stelle.
Es wird demgemäß beſchloſſen. In der lebhaft geführten De
batee ſiegte die Meinung, daß der Geſchäftsführer ſoweit der
Bureaukaufmann in Frage komme, gut arbeite, ihm aber als
Leiter einer Genoſſenſchaft das genoſſenſchaftliche Empfinden
und Handeln, das Anregen und Vorwärtsdrängende abginge.
Ein blockfreundlicher Schriftſetzer verſuchte hierbei den Verein
wegen politiſcher, d. h. n Betätigung, zu de
nunzieren. Kühn behauptet er, ein Protokoll beweiſe dieſes
und ließ ſich auch nicht belehren, als ihm dieſes Protokoll vor
geleſen wurde. Nach ſeinem Gebahren zu urteilen, ſcheint der
Mann nervös zu ſein. Den Konſumverein zu Naumburg ſo
ſiagrer oder gar politiſcher Betätigung zu verdächtigen, iſt Un
inn. Jm Gegenteil cheint, daß es noch bei ſehr vielen Mit

glieder jedes ſoziale Empfinden fehlt. Das bewies die Ver
handlung über einen Antrag, betreffend die Zahlung einer
Unterſtützung bei Todesfällen und der vorgelegte Lohntarif für

die Verkäuferinnen. t B.
Teleyhoniſcher Spezialdienſt des Volksblattes.

London, 5. Mai. Dem Handelsminiſter Churchill machen es
in Dundee die Frauenrechtlerinnen unmöglich, in den Wahl
verſammlungen (ſiehe Tagesgeſchichte Ausland, England) zu
reden. Sie haben ſich mit großen Glocken verſehen und ſetzen
dieſelben in den Verſammlungen in Bewegung, ſobald der Mi-
niſter reden will.

Paris, 5. Mai. Aus Oran wird gemeldet, daß General Vigy
einen Zuſammenſtoß mit einer marokkaniſchen Streitmacht
hatte, wobei die Franzoſen einige Verwundete hatten, die Ma
rokkaner aber in die Flucht ſchlugen.

Budapeſt, 5. Mai. Jn dem Prozeſſe des früheren Juſtizmini-
ſiers Polonhi gegen den Abgeordneten Lengi wurde letzterer
wegen Beleidigung Polonhis zu drei Monaten Gefängnis und
1000 Kronen Geldſtrafe verurteilt.

Agram, 5. Mai. Hier fanden große Straßendemonſtrationen
der Kroaten gegen die ungariſchen Regierungsvertreter ſtatt.
Die Polizei und Gendarmerie ſchritt ein und nahm zahlreiche
Verhaftungen vor.

Montreal (Kanada), 5. Mai. 12 000 Teyxtilarbeiter der Pro
vinz Ouebek ſind in den Streik getreten, weil die Unternehmer
eine Lohnerhöhung nicht bewilligen wollten.

Letzte Nachrichten.
Dresden, 5. Mai. Der Rat bewilligte die Summe von 6568 000

Mark zur Errichtung eines Krematoriums.
Nenyork, 5. Mai. Bei dem Brande des Abvelina-Hotels in

Fort Wayne ſind 80 Perſonen verbrannt, gegen 40 Perſonen
verletzt. Das Gebäude brannte völlig aus. Alle Fremden-
bücher gingen verloren. Man weiß daher die Anzahl der Opfer
nicht genau. 12 Bücher wurden geborgen und man glaubt, daß
mindeſtens 20 vollkommen verbrannt ſind.

d. 14. Mai 1908A. iDonnerstag,

Pfänder40 e er
Teitz.

Kronſtadt, 6. Mal. Vei dem hieſigen Kanaliſationsbau tden e ehe Arbeiter den Tod.
Zwei andere erkrankten lebensgefährl

Frankfurt a. M., 6. Mai. Zwiſchen Steinbach und Burſch
Bernheim überſchlug ſich das mit mehreren Perſonen beſetzte
Automobil des BrauereiBeſitzers Adler. Der Buchhalter der
Brauerei blieb tot. Die Gattin des Brauereibeſitzers erlitt
einen Armbruch. Adler und ein anderer Jnſaſſe kamen mit
leichteren Verletzungen davon. Das Automobil wurde voll
ſtändig zertrümmert.

Petersburg, 5. Mai. Eine entſetzliche Bootskataſtrophe hat
ſich vorgeſtern am Dnjeper zugetragen. Jn dem Flecken Nowy
Bychon wollte eine Menge von 150 Bauern mit Frauen und
Kindern, die aus der Kirche kamen, auf einem flachen langen
Boote über den Dnjeper ſetzen. Infolge en ſchlug
das Boot um, wenige Meter vom Ufer entfernt. Alle Jnſaſſen
verſanken in den Wellen. 120 Menſchen ertranken, gegen 30
Perſonen konnten gerettet werden.

Belgrad, 5. Mai. Vorgeſtern hielt in Gutſcha im Bezirk
Tſchatſchak der frühere Prieſter Tajſitſch ſeine Programmrede,
wobei mehrere Wähler ſich gegen ihn erklärten. Dadurch ent
ſtand eine Schlägerei. Es fielen mehrere Schüſſe, wodurch
einige Perſonen getötet und 20 verwundet wurden. Von oppo
ſitioneller Seite wird behauptet, daß der Zuſammenſtoß von
der Regierungspartei provoziert worden ſei, um die Kandidatur
Tajſitſch zu vereiteln.

Briefkaſten der Redaktion.
M. H., Zeitz. Der Pflichtteil beträgt die Hälfte des geſetzlichen Kein im vorliegenden Falle alſo 166,66 Mark. Da-

von ab 95 Mark, bleiben zu zahlen 71,66 Mark. Nach demTeſtament kann der Sohn 4 weiter nichts verlangen, als was
im Teſtament ſteht und könnten Sie es auf Klage ankommen
laſſen. Sie können Jhre Frau veptreten, bedürfen dazu aber
einer notariellen Vollmacht.

O. G., Lützen. Bringen Sie Jhre Beſchwerden in der näch
ſten Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins vor. Wir
können vorläufig keine Stellung dazu nehmen.

O. F., Schkeuditz. Der Verſammlungsbericht iſt durch die
kurze Mitteilung unter Maifeier bereits erledigt.

F. M., Bockwitz. Dem Eingeſandt fehlt jeder Ausweis. Solche
Sachen müſſen von der Dehegiſgigg als wahr beſcheinigt wer
den. Dies iſt nicht geſchehen, Aufnahme alſo nicht angängig.

H., Trebniß. Bringen Sie die Angelegenheit erſt in der Ver-
W zur Sprache. Wir können hier nicht entſcheiden, ob
orwürfe berechtigt oder unberechtigt ſind.

Oersammlungs-Hnzeiger.
n vorliegender Nummer werden folgende Verſammlungen

bekannt gegeben:
Halle: Gewerkſchaftskartell, Freitag, den 8. Mai.
Merſeburg: Schuhmacher, Mittwoch, 6. Mai.

Volksverſammlung, Sonnabend, 9. Mak.
GElſte r werda: Wahlverein, Volksverſammlung,

6. Mai.

0 nittung.
en Für die eigene Parteipreſſe gingen ein: Extratour

llerkränzchen 8.20, Extratour Freie Turnerinnen 5.92,
Extratour Textilarbeiter 6.40, Extratour ThaliaDianaſaal 425.

8
beim

Bockbierfeſt im Felſenkeller 3. ein Langheeriger bei Wundrack
0.50, Maurer K aus 0.50, 0.50, Freie

ung, gem e nSee bar Wenn e Mat l Leopotdt.
Kretzſchau. Zum Fonds des r Blattes Weil Fritz

den alten Roten gewann 0.50, vom Klavierſpieler beim Konzert
in Mannsdorf 1. Mark.

Halle. Von den Organiſierten der Bertramſchen Maſchinen
fabrik zur Landtagswahl 18. freiwilliger Beitrag zum 1. Mai
von E. D. 5.- Mark. eiwand.

Wahlkreis Delitzſch Bitterfeld.
Den Parteigenoſſen des Kreiſes wird die Beachtung folgender

Lokalliſte dringend empfohlen. Es ſtehen der Arbeiterſchaft
zur Verfügung:

Bitterfeld. Reſtaurant Hohenzollern.
Reſtaurant von Krezzſch.

Reſtaurant zum Gambrinus. J
Delitzſch. Gaſthof zum Lindenhof
Düben. Hüblers Brauerei.
Croſtitz. Gaſthaus Gr.-Croſtitz.
Eilenburg. Gewerkſchaftshaus Tivoli.

Zur goldenen Säge.
Zur guten Quelle.
Zum goldenen Krug.

r Börſe.
eſtaurant Feldſchlößchen.

Gleſien. Arbeiter-Kaſino.
Günthmitz. ArbeiterKaſino.
Grepp a. Arbeiter-Kaſino
Wolfen. ArbeiterKaſino.
Veränderungen ſind dem Unterzeichneten ſofort mitzuteilen.
Delitzſch, Mai 1008. Der Zentralvorſtand.

i. A.: Biedermann.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Dänumig in Halle.

Genoſſen! Werbt urue Abonnenten!

Eleg. Herren u. Damen-Rad,m Freit kin Wübeinetr a

hren- Prklärung!
Süddeuntſcher Die ausgeſprochenen Worte, T. Poſtaſſiſtenten T.bei die ich gegen W. Götze getan Bremſer Zacher T. nerPo illon Sohnabel, habe, nene ich hiermit uräd. z m T. e x e t

Nr. 10. Ritterſtraße 17. T rialiſten nke T. GeſchirrPreis 10 Pfg. ande samt hrer eideru beziehen durch alle Aus- Vom 19. bi Kämmerer T.träger und die b V G hen z gVSolksbuchhandlung ur er ürbeiter Ko i o J. Lurt
e KaufmannHarz 42/43. ver Arbeiterwehen

T un eAelterer nüchterneri h Zu beziehen durch a d Jrb es Drnſ xerkſtatt u R aturarbeit m Sr. Tdauernder ſchäftigung r r a gä Arbeere m
t. T. 1 C. 09 0geh v le k i ehkr, Ab midt, ine HalbVeneg und für die Inſerate verantwortlich: Auguß Groß Dog dar Haleichen

e Franke, 14 Tage.
Genoſſenlcholis
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